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1. Einrichtungen und Anlagen zur Versorgung mit Gütern und
Dienstleistungen des öffentlichen und privaten Bereichs, Flächen für
den Gemeinbedarf, Flächen für Sport- und Spielanlagen

Zweckbestimmung: Sportlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen

Zweckbestimmung: Kindergarten

2. Grünflächen

Öffentliche Grünfläche, Zweckbestimmung: Pflanzstreifen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

3. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur
und Landschaft

Bäume erhalten
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe b) und Abs. 6 BauGB)

4. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und
Gemeinschaftsanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

St Stellplätze
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

Fläche für den Gemeinbedarf
(§ 9  Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 6 BauGB)

22 Maßzahl

Hameln, den 30.04.2026
Stadt Hameln
Der Oberbürgermeister
Im Auftrage

Hameln, den 30.04.2026
Stadt Hameln
Der Oberbürgermeister
Im Auftrage

Hameln, den 30.04.2026
Stadt Hameln
Der Oberbürgermeister
Im Auftrage

Hameln, den ............................
Stadt Hameln
Der Oberbürg

Hameln, den ............................
Stadt Hameln
Der Oberbürgermeister
Im Auftrage

L.S.

Entwurfsbearbeitung
Abteilung Stadtentwicklung und Planung
der Stadt Hameln.

Präambel und Ausfertigung
Aufgrund des § 1 (3) und des § 10 (1) des Baugesetz-
buches (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom
03.11.2025 (BGBl. I, S. 3634) zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 27.Oktober 2025 (BGBl.
2025 | Nr. 257), des § 84 der Niedersächsischen Bau-
ordnung (NBauO) i.d.F der Bekanntmachung vom 03.
April 2012 (Nds. GVBl. 2012, s. 46) zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Juni 2025 (Nds.
GVBl. 2025 Nr. 52) und der §§ 10, 11 und 58 des Nie-
dersächischen Kommunalverfassungsgesetzes
(NKomVG) i. d. F. vom 17. Dezember 2010 (Nds.
GVBI. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 29. Januar 2025 (Nds. GVBl.  2025
Nr. 3) hat der Rat der Stadt Hameln in seiner Sitzung
am 11.03.2026 den Bebauungsplan Nr. 500 Änderung
3 bestehend aus der Planzeichnung, den nebenste-
henden textlichen Festsetzungen und der Begründung
einschließlich der örtlichen Bauvorschrift  als Satzung
beschlossen. 

Planunterlage
Kartengrundlage: Liegenschaftskarte

Maßstab:  1:1000
Gemarkung: Hameln; Flur: 45

© GeoBasis-DE/LGLN (2024)

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des
Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich
bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen,
Wege und Plätze vollständig nach
(Antragsnummer: 042-L4-00164/2024, Stand vom
17.03.2025). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der
Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch
einwandfrei.

Hameln, den 05.05.2026
LGLN RD Hameln-Hannover - Katasteramt Hameln -
Im Auftrage

gez. Kuhnt
................................. Siegel
Kuhnt
Vermessungsoberrat

Verletzung der Vorschriften
Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des
Bebauungsplanes ist eine Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften beim
Zustandekommen des Bebauungsplanes und sind
Mängel der Abwägung nicht geltend gemacht
worden.

Aufstellungsbeschluss
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Hameln hat in
seiner Sitzung am 05.06.2024 die Aufstellung des
Bebauungsplanes Nr. 500 Änderung 3 (Auf-
stellungsbeschluss) beschlossen. Der Beschluss ist
gemäß § 2 (1) BauGB am 14.06.2024  ortsüblich
bekanntgemacht worden.

Öffentliche Auslegung
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Hameln hat in
seiner Sitzung am 10.09.2025 dem Entwurf des
Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt
sowie die öffentliche Auslegung beschlossen. Ort
und Dauer der öffentlichen Auslegung ist gemäß § 3
(2) BauGB am 12.09.2025 ortsüblich
bekanntgemacht worden. Der Entwurf des
Bebauungsplanes hat mit Begründung vom
22.09.2025  bis  30.10.2025  öffentlich ausgelegen.

Satzungsbeschluss
Der Rat der Stadt Hameln hat in seiner Sitzung am
11.03.2026 nach der Prüfung der Anregungen
gemäß § 3 (2) BauGB den Bebauungsplan als
Satzung gemäß   § 10 (1) BauGB sowie die
Begründung beschlossen.

Bekanntmachung
er Bebauungsplan sowie Ort und Zeit der Einsicht-

nahme sind gemäß § 10 (3) BauGB zusammen mit
Hinweisen auf §§  44 (3) und  (4), 214 sowie 215 (1)
BauGB am ...................... im elektronischen amt-
lichen Verkündungsblatt der Stadt Hameln
Nr. .........../............. bekanntgemacht worden.
Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.

N

Die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen, sowie die Örtlichen Bauvorschriften des
Ursprungsbebauungsplanes Nr. 500 "Breslauer Allee" und der 1. Änderung, rechtskräftig seit
03.05.1978 und 31.12.1981, sind aufgrund dieser Änderung aufgehoben.

Geltungsbereich:
Für die Flurstücke 110/10, 110/11 und 110/16 tlw., Flur 45 der Gemarkung Hameln

Bebauungsplan Nr. 500
"Breslauer Allee"

3. Änderung
ABSCHRIFT

Übersichtsplan ohne Maßstab

· Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634, zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Oktober 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 257),

· Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3.
Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176),

· Planzeichenverordnung (PlanzVO) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 6 des
Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189),

· Niedersächsische Bauordnung (NBauO) i. d. F. vom 3. April 2012 (Nds. GVBI. 2012, 46), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Juni 2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 52),

· Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz- BNatSchG) in der Fassung vom 29. Juli
2009 (BGBl. l S. 2542), das zuletzt durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323),

· Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189),

· Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) i. d. F. vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBI. S. 576),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Januar 2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 3),

· Niedersächsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG) verkündet als Artikel 1 des Gesetzes zur Neuordnung des
Naturschutzgesetzes vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104), zuletzt geändert durch Gesetz vom
29. Januar 2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 5),

· Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz (NDSchG) vom 30. Mai 1978 (Nds. GVBl. S. 517), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Dezember 2023 (Nds. GVBl. S. 289).

Textliche Festsetzungen
(§ 9 BauGB)

Der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 500 "Breslauer Allee" Änderung 1 mit Datum vom 31.12.1981 wird innerhalb des
dargestellten räumlichen Geltungsbereichs durch die nachfolgenden Festsetzungen geändert:

1. Abweichende Bauweise gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB in Verbindung mit § 22 BauNVO
In der festgesetzten Fläche für Gemeinbedarf gilt die offene Bauweise mit der Abweichung, dass Gebäude mit mehr als
50 m Länge zulässig sind. Die Grenzabstände sind gemäß der Niedersächsischen Bauordnung einzuhalten.

2. Maßgebliches Gelände gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i. V. m. § 18 BauNVO
Das maßgebliche Gelände für die Oberkante des Erdgeschossfußbodens ist das gewachsene Gelände, gemessen auf
der Höhe der Gebäudemitte.

3. Maßnahmen zum Hochwasserschutz gem. § 9 (1) Nr. 16c) BauGB
Die Oberkante des Erdgeschossfußbodens von Neu- oder Anbauten muss mindestens 30 cm über dem maßgeblichen
Gelände liegen.

Kellergeschosse sind unzulässig. Ausnahmen sind zulässig, wenn dem Stand der Technik ein Nachweis erfolgt, dass
diese baukonstruktiv hochwasserangepasst sind.

Aufschüttungen des maßgeblichen Geländes / des Grundstücks sind unzulässig. Zur barrierefreien Erschließung des
Gebäudes und des Außengeländes sind erforderliche Aufschüttungen für Rampen zulässig.

4. Fassadenbegrünung gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB
Mindestens 20% der gesamten Fassadenfläche des neu- oder angebauten Hauptgebäudes sind mit einer Anpflanzung
aus standortgerechten Schling-, Wind- oder Kletterpflanzen zu begrünen. Die Pflanzbeete sind mit einer Größe von
mindestens 1 m² anzulegen und mit jeweils 2 Pflanzen zu bepflanzen. Bei der Anpflanzung ist auf die Bedürftigkeit der
Pflanze gegenüber dem Boden zu achten (saurer Boden vs. kalkhaltiger Boden). Die Pflanzung ist fachgerecht
anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Für Fassadenbegrünungen können auch Nebenanlagen herangezogen werden.
Die Artenwahl sollte entsprechend der Pflanzliste erfolgen. Folgende Pflanzen stehen z. B. zur Auswahl:

· Schattige Standorte:

Pfeifenwinde (Aristolochia macrophylla), Efeu (Hedera helix) Kletterhortensie (Hydrangea petiolaris).

· Halbschattige-sonnige Standorte:

Akebie (Akebia quinata), Heckrotts Geißblatt (Lonicera heckrottii), Wilder Mauerwein (Parthenocissus quinquefolia),
Wald-Geißblatt (Lonicera periclymenum), Waldrebe (Clematis vitalba), Hopfen (Humulus lupulus), Wilde Weinrebe
(Vitis vinifera subsp. sylvestris)

· Sonnige Standorte:

Siehe Arten „halbschattige Standorte“ zudem Blauregen (Wisteria sinensis), Feuerdorn (Pyracantha coccinea)

Fassadenbegrünungen an freistehenden Rankhilfen sind zulässig. Die Rankhilfen dürfen mit einem maximalen Abstand
von 1,5 m zur Fassade angeordnet werden.

5. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen gem. § 9 (1) Nr. 4 BauGB
Innerhalb der Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen sind zulässig:

· Stellplätze,

· Fahrradeinstellplätze.

Stellplätze und Fahrradeinstellplätze sind so anzulegen, dass eine Versickerung von Regenwasser gewährleistet ist. Es
sind sickerfähige Beläge, wie z. B. Pflasterbeläge, Schotterrasen oder wassergebundene Wegedecken zu wählen.

Nicht notwendige Einstellplätze gem. § 47 NBauO sind zurückzubauen und die Flächen zu begrünen. Der Rückbau soll
so erfolgen, dass eine Gliederung der Stellplätze (1 Baum je 4 Stellplätze) durch die Bepflanzung erfolgt.

6. Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB
(1) Auf mindestens 4% der jeweiligen gesamten Grundstücksfläche sind zur ökologischen Aufwertung wahlweise

anzulegen:

a) Blühstreifen (Regiosaatgut UG 6 „Weser- und Leinebergland mit Harz“ für Feldrain oder Saum),

b) Staudenpflanzungen mit nachtblühenden und nektarreichen Arten zur Erhöhung des Insektenvorkommens.

(2) Darüber hinaus sind auf mindestens 4% der jeweiligen gesamten Grundstücksfläche zur ökologischen Aufwertung
wahlweise anzulegen:

a) Trockenmauern aus heimischem Bruchstein,  b) naturnaher Teich,

c) Wasserstelle/Vogeltränke, d) Sandgrube/Lehmgrube,

e) Totholzhaufen.

7. Nisthilfen gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB
Im Planänderungsgebiet sind 1 Fledermausquartier und 2 Nisthilfen für Vögel art- und fachgerecht anzubringen.

Das Fledermausquartier muss in mindestens 3 m Höhe über dem Gelände angebracht werden. Es sollte als
Spaltenquartier an der Fassade oder als senkrechte Lattung am Schornstein angebracht werden. Besonders geeignet
sind wartungsfreie Hohlblocksteine, die in die Fassade eingebracht werden.

Sämtliche Quartiere sollten eine Exposition in Richtung Osten, Südosten oder Südwesten aufweisen.

Die Nisthilfen für die Vögel sind aus den folgenden Möglichkeiten zu wählen, wobei pro Grundstück jedoch mindestens
ein Fassadenquartier vorgehalten werden muss:

· eine artgerechte künstliche Nisthilfe für Rauchschwalben entgegengesetzt zur Fassadenbegrünung unter dem
traufseitigen Dachüberstand,

· zwei künstliche artgerechte Nisthilfen für Sperlinge an die Fassade,

· Nistmöglichkeiten für Gebäudebrüter, wie Mauersegler, Hausrotschwanz etc. (möglichst als Einbausteine o. ä.),

· Kästen für Meisen an die Gehölze.

Die Nisthilfen sind aus dem Fachhandel zu beziehen und dauerhaft funktionsfähig zu halten.

8. Beleuchtungskonzept gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB
Für Außenbeleuchtungen sind folgende Bedingungen verbindlich:

· Verwendung von insektenverträglichen Leuchtmitteln mit einem eingeschränkten Spektralbereich (Spektralbereich
570 bis 630 nm), wie z.B. warmweiße LED (3000-2700 K). Sofern diese in bestimmten Bereichen aufgrund der
Anforderungen an die Arbeitssicherheit nicht verwendet werden können, sind andere insektenverträgliche
Leuchtmittel nach dem Stand der Technik ausnahmsweise zulässig.

· Verwendung geschlossener, nach unten ausgerichteter Lampentypen mit einer Lichtabschirmung (Abblendung) nach
oben und zur Seite.

· Begrenzung der Leuchtpunkthöhen gemäß den Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen.

9. Vogelfreundliches Fensterglas bei größeren Glasfronten gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB
Zur Vermeidung von Vogelschlag an Glasflächen sollten Gebäudefassaden aus transparentem oder stark spiegelndem
Glas möglichst vermieden oder mit Vorsorgeeinrichtungen gegen Vogelschlag (z. B. geriffeltes, geripptes oder mattiertes
oder sonstiges reflexionsarmes Glas, Unterteilung der Glasfronten mit Markierungen im Abstand von 10 cm) ausgestattet
werden.

10.Erhalt von Bäumen auf dem Grundstück gem. § 9 (1) Nr. 25b BauGB
Die zeichnerisch festgesetzten Bäume sind zu erhalten, zu pflegen und bei Abgang bzw. bei notwendiger Entfernung
durch einen Hochstamm-Laubbaum gleicher Art oder durch Bäume der nachstehenden Gehölzliste unter Nr. 11 zu
ersetzen. Die Qualität des Ersatzbaumes muss mind. Hochstamm, 3-mal verpflanzt, 18 - 20 cm Stammumfang, betragen.

Zur Erhaltung der Bäume sind offene oder mit einem dauerhaft versickerungsfähigen und luftdurchlässigen Belag
versehene Baumscheiben anzulegen, die mindestens einen Durchmesser von rd. 3,5 m oder eine Fläche von 10 m²
aufweisen sollen. Darauf anfallendes Niederschlagswasser soll in den Wurzelbereich eindringen und dem Baum zur
Verfügung stehen.

Die Ersatzpflanzungen sind spätestens innerhalb des Jahres nach Fertigstellung des jeweiligen Gebäudeteils bzw. nach
der Beseitigung oder dem Abgang des Baumes vorzunehmen.

11.Gehölzliste
· Hasel - Corylus avellana

· Kornelkirsche - Cornus mas

· Salweide - Salix caprea

· Korbweide - Salix viminalis

· Schwarzer Holunder - Sambucus nigra

12.Versickerung und Rückhaltung von Oberflächenwasser gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB
Das auf den versiegelten Flächen anfallende Regenwasser ist auf dem Grundstück oberflächennah zu versickern. Ist eine
Versickerung nicht möglich, ist eine Rückhaltung und gedrosselte Einleitung des Regenwassers erforderlich.

Örtliche Bauvorschriften
(§ 84 NBauO i. V. m. § 9 (4) BauGB)
§ 1 Dächer

(1) Für Haupt- und Nebengebäude sind nur Flachdächer und flachgeneigte Dächer bis 20° Dachneigung zulässig.

(2) Dächer von Hauptgebäuden mit weniger als 20° Dachneigung sind als Grasdächer oder extensiv begrünte Dächer
auszuführen.

(3) Ausnahmsweise darf von der Dachbegrünung Abstand genommen werden, wenn die Solarelemente selber die
Dacheindeckung darstellen.

(4) Flachdächer von Garagen i. S. d. § 12 BauNVO sind dauerhaft zu begrünen.

(5) Für untergeordnete Dächer, Dachgauben, Erker, Solarelemente und Dachfenster sowie Terrassenüberdachungen,
Eingangsüberdachungen und Wintergärten sind andere Dachformen, Materialien und Farben zulässig.

(6) Für den bestehenden Baukörper gilt Bestandsschutz so lange, wie die Dachhaut nicht erneuert wird.

§ 2 Fassaden
(1) Die sichtbaren Wandbauteile sind zulässig als

a) Ziegelmauerwerk und Ziegelbehang

b) Holzverkleidungen.

Kombinationen sind innerhalb der Fassade zulässig.

(1) Ziegelmauerwerk und Ziegelbehang (Dachziegel, Biberschwanz) ist zulässig in den Farben Rot bis Rotbraun, die
weitestgehend den Farbtönen des Bestandshauptbaukörpers entsprechen.

(2) Holzverkleidungen sind zulässig aus heimischen Hölzern in Form einer Verbretterung als Boden-Deckel-Schalung
oder Stülpschalung.

(3) Holzfassaden sind naturbelassen, holzfarbig lasiert oder in einem abgestimmten Farbkonzept zulässig.

§ 3 Anzahl der notwendigen Einstellplätze
Auf dem Grundstück sind die nach § 47 NBauO notwendigen Einstellplätze innerhalb der Fläche für Stellplätze 
herzustellen, bzw. nachzuweisen.

§ 4 Einfriedungen
(1) Einfriedungen sind ausschließlich als Metall-Stabmattenzäune oder naturbelassenem Holz mit einer maximalen Höhe

von 1,80 m zulässig. Die Verwendung von Kunststoffmaterialien, insbesondere Kunststoffstreifen zur Herstellung von
Blickdichtigkeit, ist unzulässig.

(2) Eine teilweise Blickdichtigkeit darf durch die Verwendung natürlicher, für Kinder unbedenklicher Materialien wie z. B.
Holzlamellen, nicht giftigen kletternden oder rankenden Pflanzen hergestellt werden. Die blickdichten Elemente
dürfen maximal 50 % der jeweiligen Zaunfläche einnehmen und sind gestalterisch einheitlich auszuführen.

(3) Eine Kombination mit davor gepflanzten ungiftigen Sträuchern ist zulässig.

§ 5 Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig handelt gem. § 80 Abs. 3 NBauO, wer dieser örtlichen Bauvorschrift zuwiderhandelt. 
Ordnungswidrigkeiten können gem. § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € geahndet werden.

Hochwasserschutz
Das Gebiet befindet sich in einem Risikogebiet nach § 78b WHG. Im Plangebiet ist die Neuerrichtung von
Heizölverbraucheranlagen gemäß § 78c WHG verboten, wenn andere weniger wassergefährdende Energieträger zu
wirtschaftlich vertretbaren Kosten zur Verfügung stehen oder die Anlage nicht hochwassersicher errichtet werden kann.

Hinweise
Energetischer Gebäudestandard
Bei Gebäuden, die im Plangebiet errichtet werden, ist das Erreichen des energetischen Gebäudemindeststandards KFW 55
des GEG (Gebäudeenergiegesetz) in der aktuellen Fassung vorgesehen und mit einem dem Energieeffizienz-
haus-Standard entsprechenden Nachweis zu belegen.

Ausschluss von Kies- und Schottergärten
Hinsichtlich der Gestaltung der nicht überbauten Flächen der Baugrundstücke gelten die Vorschriften des § 9 Abs. 1 und 2
NBauO. Damit sind Kies- und Schotterbeete nicht zulässig.

Nutzungspflicht von Solarenergieanlagen auf Dächern
Es gelten die Vorschriften des § 32a NBauO zur Ausstattung der Dachflächen mit Solarenergieanlagen zur Stromerzeugung.

Beseitigung von Gehölzen
Sofern Gehölze beseitigt werden müssen, sind diese im Zeitraum von Oktober bis Februar (also außerhalb der Brutzeit)
vorzunehmen.

Artenschutz
Lebensstätten von Fledermäusen im Dachraum des Bestandsgebäudes sind nicht auszuschließen. Sollten Sanierungen am
Dach vorgenommen werden, ist dieses vorab auf Fledermausbesatz zu überprüfen. Ggf. sind Bauzeitenregelungen und
vorgezogene artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen (z.B. Anbringung Fledermauskästen) erforderlich.

Denkmalschutz
Werden bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (wie bspw.: Keramikscheiben,
Steingeräte, Ton und Metallfunde, auffallende Bodenverfärbungen) gefunden, sind diese gem. § 14 Denkmalschutzgesetz
Niedersachsen unverzüglich anzuzeigen. Die Anzeige ist an die Untere Denkmalschutzbehörde der Stadt Hameln
(Rathausplatz 1, 31785 Hameln. Tel 05151/202-1443) oder an die zuständige Kommunalarchäologie (Schaumburger
Landschaft, Schloßplatz 5, 31675 Bückeburg, Tel. 05722/9566-15 / Email: archaeologie@SchaumburgerLandschaft.de) zu
richten. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der
Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde die
Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

Altlasten
Ergeben sich bei Erdarbeiten auf dem Gelände Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen oder Kontaminationen, so ist
die Untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Hameln-Pyrmont unverzüglich zu informieren.

Kampfmittel
Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden werden, sind umgehend die zuständigen
Polizeidienststellen, das Ordnungsamt der Stadt Hameln oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst des LGLN -
Regionaldirektion Hameln-Hannover - zu benachrichtigen.
Arbeiten im Bereich von Kanälen
Bei geplanten Baumpflanzungen im Bereich von vorhandenen oder geplanten Entsorgungsleitungen ist das Merkblatt
DWA-M 162 „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ zu berücksichtigen. Dabei sollte als aktive Schutzmaßnahme ein
Abstand vom Außendurchmesser der Leitung bis zur Stammachse der Bäume von ≥ 2,50 m eingehalten werden. Darüber
hinaus können in Einzelfällen passive Schutzmaßnahmen, wie z.B. Einbau von Mantelrohre, Platten oder Folien erforderlich
werden.
Baugrund
Es wird eine Baugrunduntersuchung empfohlen. Für geotechnische Erkundungen gelten die einschlägigen DIN-Normen und
ergänzenden Regelungen, Vorabinformationen können dem Internetkartenserver des LBEG entnommen werden.

RechtsgrundlagenPlanzeichenerklärungZeichnerische Festsetzungen (M. 1:500) Nachrichtliche Übernahmen

Verfahrensvermerke des Bebauungsplanes (mit örtlicher Bauvorschrift)

N

L.S. L.S. L.S. L.S. L.S. L.S.
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1.  EINFÜHRUNG  

1.1  Lage und Abgrenzung des Planungsgebiets  

1.1.1 Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 500 „Breslauer Allee“ Änderung 

3 mit örtlichen Bauvorschriften liegt in der westlichen Kernstadt von Hameln (Klütviertel). 

Er ist nördlich und östlich von Sportflächen, südlich von einem Parkplatz und westlich von 

einem Neubaugebiet umgrenzt. Das Plangebiet weist eine Größe von ca. 0,4 ha auf.  

Es umfasst die folgenden Flurstücke:  

Gemarkung Hameln 

Flur 45 

Flurstücke 110/10 110/11 110/16 
teilweise 

 

Das Plangebiet ist nachfolgend mit einer gestrichelten Linie umgrenzt abgebildet. Der 

exakte Geltungsbereich ergibt sich aus der Planzeichnung.  
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1.1.2 Räumliche Lage und städtebauliche Einbindung 

 

Das Plangebiet liegt an der Straße Rennacker. Davor befindet sich ein öffentlicher 

Parkplatz, der eine räumliche Abgrenzung des Gebietes zur Breslauer Allee bildet. 
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Dahinter befinden sich Sportanlagen die durch den Turn-Club Hameln von 1880 e.V. (im 

Folgenden TC Hameln genannt) und die angrenzende Schule genutzt werden. Auf der 

anderen Straßenseite wurde in den verganenen Jahren ein Wohnbaugebiet realisiert und 

aktuell bebaut. Dort nach Norden hin anschließend befindet sich ein Verkehrsübungs-

platz.  

An der Klütstraße befinden sich Einzelhandelseinrichtungen (Penny und Combi), sowie 

an der Straße Papengöseranger eine Grund- und Hauptschule. Gesundheitliche 

Einrichtungen gibt es ebenfalls entlang der Klütstraße (Zahnarzt und Allgemeinarzt) 

sowie eine Apotheke.  

Nördlich an die Sportanlagen schließen sich Kleingärten und die Feldmark an. Die 

Innenstadt ist ca. 1,8 km mit dem Fahrrad oder zu Fuß entfernt. Mehrere Buslinien 

befinden sich in unmittelbarer Nähe. Über die Breslauer Allee ist das Plangebiet auch für 

den Autoverkehr gut erreichbar. 

 

1.2  Anlass und Erforderlichkeit der Planaufstellung  

Planungsziel ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur baulichen Verände-

rung des Sport-Vereinsheims am Rennacker 2 in eine Kindertagesstätte zu schaffen. Au-

ßerdem sollen die mittlerweile beschlossenen Zukunftsanforderungen an Baugebiete 

ebenfalls berücksichtigt werden.   

Der Turn-Club Hameln von 1880 e. V. (TC Hameln) plant einen Gebäudeteil des beste-

henden Sportvereinsheim zur Kindertageseinrichtung mit zunächst einer Krippengruppe 

und zwei Regelgruppen (max. 65 Kinder) umzubauen. Das Gebäude soll darüber hinaus 

nach wie vor Büroräume für den TC Hameln sowie den Schwerathletiksaal inklusive Ne-

benräumen aufweisen. Der Gastraum, die Kegelbahn und die Hausmeisterwohnung ent-

fallen zugunsten der Räumlichkeiten der KiTa. 

Da der Flächennutzungsplan derzeit Fläche für den Gemeinbedarf Schule und Sportan-

lagen darstellt, ist dieser entsprechend zu berichtigen.  

 

1.3  Aufgaben der verbindlichen Bauleitplanung 

Der Bebauungsplan hat als verbindlicher Bauleitplan die Aufgabe, die planungsrechtli-

chen Voraussetzungen zu schaffen, die gewährleisten, dass die bauliche und sonstige 

Nutzung in seinem Geltungsbereich im Sinne einer geordneten städtebaulichen Entwick-

lung erfolgt. Hierbei sind die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und unter-

einander gerecht abzuwägen. 

Der Bebauungsplan enthält alle für die städtebauliche Ordnung notwendigen Festsetzun-

gen und ist darüber hinaus die Grundlage für weitere Maßnahmen zur Sicherung und 

Durchführung der Planung nach dem Baugesetzbuch (BauGB). 

 

1.4  Verfahrensart 

Die 3. Änderung des Bebauungsplans wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a 

BauGB durchgeführt. Es handelt sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung i.S.v. 

§ 13a Abs. 1 BauGB und der Verwirklichung von Infrastrukturvorhaben i.S.v. § 13a Abs. 
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2 Nr. 3 BauGB. Nachfolgend sind die Anwendungsvoraussetzungen und deren Prüfer-

gebnisse dargestellt: 

• Der Bebauungsplan darf im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, 

wenn in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der BauNVO 

oder eine Größe der Grundfläche festgesetzt wird von insgesamt weniger als 

20.000 m². Die Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen 

sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, sind 

mitzurechnen (§ 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB). 

Ergebnis: Das gesamte Plangebiet umfasst eine Größe von rd. 4.008 m². Die festgesetzte 

Grundfläche bleibt damit in jedem Fall deutlich unter der bestimmten Obergrenze von 

max. 20.000 m². Mit der Regelung des Kumulationsverbots soll in der Fallgruppe von 

Plänen bis zu einer Grundfläche von bis zu 20.000 m² ausgeschlossen werden, dass ein 

Bebauungsplanverfahren missbräuchlich in mehrere kleine Verfahren aufgespaltet wird, 

um Verpflichtungen zur Umweltprüfung zu entgehen. Mit der hier vorliegenden 3. Ände-

rung des Bebauungsplans Nr. 500 werden keine anderen Bebauungspläne, die in einem 

engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang stehen, aufgestellt oder 

geändert. Eine Kumulation verschiedener Pläne ist somit im vorliegenden Planfall nicht 

gegeben. 

• Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch den Bebauungs-

plan die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur Durch-

führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umwelt-

verträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen (§ 13a Abs. 1 Satz 4 

BauGB). 

Ergebnis: Geplant ist die Festsetzung einer Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweck-

bestimmung Kindertagesstätte sowie Sportvereinsheim. In diesem Zusammenhang sind 

keine gem. UVPG prüfpflichtigen Vorhaben zugelassen. 

• Das beschleunigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte für 

eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter 

bestehen (§ 13a Abs. 1 Satz 5 BauGB). 

Ergebnis: Es werden mit der vorliegenden 3. Änderung des Bebauungsplans keine Ge-

biete berührt, für die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im 

Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes gelten. 

• Das beschleunigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte dafür 

bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der 

Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes zu beachten sind. (§ 13a Abs. 1 Satz 5 BauGB). 

Ergebnis: Mit der vorliegenden Planung bestehen keine Anhaltspunkte, die eine Pflicht 

zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach §50 

Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes hervorrufen.  

• Im beschleunigten Verfahren soll einem Bedarf an Investitionen zur Erhaltung, 

Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, zur Versorgung der Bevölkerung 
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mit Wohnraum oder zur Verwirklichung von Infrastrukturvorhaben in der Abwä-

gung in angemessener Weise Rechnung getragen werden. (§ 13a Abs. 2 Nr. 3 

BauGB). 

 

Ergebnis: Die Planung dient der Sicherung und Weiterentwicklung der sozialen Infra-

struktur in Hameln, Bezirk West. Die Planung trägt zur Bedarfsdeckung der Betreuung 

von Kindern im Stadtteil bei. 

Die Prüfung zeigt, dass ein Verfahren nach § 13a BauGB für das hier vorliegende Bau-

leitplanverfahren zulässig ist.  

 

Gemäß § 13a Abs. 2 BauGB gelten entsprechend die Vorschriften des vereinfachten 

Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB. Gemäß § 13 Abs. 3 BauGB wird von 

der Umweltprüfung und dem Umweltbericht abgesehen. Eine zusammenfassende Erklä-

rung gem. § 10a BauGB ist nicht erforderlich. Eingriffe i.S. des § 14 Bundesnaturschutz-

gesetzes, die aufgrund der Planänderung zu erwarten sind, sind im Bebauungsplanver-

fahren der Innenentwicklung gem. §13a BauGB so zu bewerten, als ob sie vor der Pla-

nung erfolgt wären oder zulässig waren.  

Da es sich um den Umbau des Bestands handelt, entsteht durch die Planung rechnerisch 

kein Defizit. Eine Kompensation ist formal nicht erforderlich. Mit dem Vorhaben sind 

Grünfestsetzungen vorgesehen, die umgesetzt werden müssen, wenn die Gebäudeau-

ßenhülle verändert wird.   

Die Belange des Artenschutzes gelten jedoch uneingeschränkt, siehe hierzu Kapitel 2.5  

Natur, Landschaft, Umwelt.  

 

2.  AUSGANGSSITUATION  

2.1  Bebauung und Nutzung  

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 500 „Breslauer Allee“ wurde am 31.12.1981 

rechtskräftig. Der zulässige Rahmen lag bei einer Grundflächenzahl von 0,4, einer Ge-

schossflächenzahl von 0,45, einem Vollgeschoss und einer Gebäudehöhe von 7,50 m. 

Der Bau des Sport- und Vereinsheims wurde 1982 genehmigt und durch verschiedene 

Betreiber gastronomisch betrieben. Ein Wintergarten wurde 1999 genehmigt. Hinter dem 

Gebäude befindet sich eine gepflasterte Fläche, die als Biergarten diente.  

1984 wurden 5 Fertiggaragen genehmigt, die zum Unterstellen von Transportern des TC 

Hamelns sowie Lagern von Sportlerbedarf für den Außenbereich dienen sollen.  

Der Schwerathletiksaal mit entsprechenden Umkleideräumen wurde 1986 genehmigt.  

Die Bebauung weist Büros, Kegelbahn, Schwerathletiksaal und Umkleideräume, sowie 

Küche und Aufenthaltsflächen / Gastbereiche auf. Die unbebaute Fläche ist teilweise ge-

pflastert und weist einen großen Anteil an Baumbewuchs auf.  

Zum Zeitpunkt der Planaufstellung sind die Räumlichkeiten des ehemaligen Vereins-

heims bereits ungenutzt. Der nördliche Gebäudeteil wird weiterhin für Vereinsbüros, Um-

kleiden und den Schwerathletiksaal genutzt.  
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Entlang der Straße Rennacker befinden sich auf gleichem Grundstück 19 Parkplätze.  

Westlich angrenzend wird derzeit ein Neubaugebiet realisiert. Südlich der Breslauer Allee 

besteht gewachsene Wohnbebauung. Östlich grenzt das Schulzentrum West (Theodor-

Heuss-Realschule) mit Sportanlagen an.  

 

2.2  Erschließung  

Das Gebäude ist über den Rennacker an die öffentliche Erschließung angebunden. Über 

die Breslauer Allee wird die Klütstraße und damit das übergeordnete Straßennetz (B1, 

B83 und B217) erreicht. Aufgrund der Lage zwischen der Eugen-Reintjes-Schule an der 

Kreuzung Klütstraße / Breslauer Allee und dem Schulzentrum West östlich des Plange-

bietes fahren einige Buslinien die Breslauer Allee entlang. Mit den Linien 4, 21, 28, 35, 

94 kann sowohl der Klüthang, Hope, Rumbeck, Klein Berkel aber auch der Hamelner 

Bahnhof gut erreicht werden.  

Vom Plangebiet aus erreicht man in nördliche Richtung schnell die Feldmark zu Fuß oder 

mit dem Fahrrad. Von hier aus geht’s weiter Richtung Hessisch Oldendorf oder nach 

Halvestorf. Auch der Weser-Radweg, der östlich der Weser entlangführt, ist durch vor-

handene Fuß- und Radwege erreichbar. Die Innenstadt ist zu Fuß und mit dem Fahrrad 

ca. 1,8 km entfernt.  

Im Bezirk West sind eine Kirche, zusätzlich zu den o.g. Schulen eine Grund- und Haupt-

schule und ein Kindergarten vorhanden. Dazu sind zwei Hausarztpraxen und eine Zahn-

arztpraxis sowie eine Apotheke vorhanden.  

 

2.3  Gemeinbedarfseinrichtungen  

Neben den o.g. Einrichtungen sind zusätzlich noch einige Sportanlagen vorhanden, die 

das Plangebiet sowie angrenzende westliche Wohngebiet umgeben. Nördlich dieses 

Wohngebietes liegt ein Verkehrsübungsplatz. In Richtung Feldmark und zur Weser hin 

befinden sich einige Kleingärten und ein Campingplatz.  

 

2.4  Ver- und Entsorgung  

Gas 

In der Straße Rennacker befindet sich eine Gasleitung. Das Gebäude ist an die Gaslei-

tung angeschlossen.  

 

Strom 

Eine Stromleitung liegt in der Straße Rennacker.  

 

Breitbandversorgung 

Im Bereich Rennacker / Breslauer Allee liegt eine Breitbandleitung der Telekom mit einer 

Datenrate von 1.000 Mbit/s (recherchiert am 08.04.2025 über den Breitbandatlas). 

 

Trinkwasser 

Die Trinkwasserleitung liegt ebenfalls in der Straße Rennacker.  
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Löschwasser 

Die Förderung von ausreichendem Löschwasser (96 m³/h) ist auf der Grundlage des 

DVGW Arbeitsblattes W 405 „Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trink-

wasserversorgung“ nachgewiesen. Die zur Verfügung stehende Löschwassermenge be-

trägt 148,7 m³/h. 

 

Entsorgung  

Das Gebäude ist an einen Regen- sowie einen Schmutzwasserkanal der Abwasserbe-

triebe Weserbergland angeschlossen. Der Schmutzwasserkanal verläuft in der Breslauer 

Allee bis zur Haus-Nr. 63, wo die Abwasserbetriebe Weserbergland ein Pumpwerk be-

treiben, das das Abwasser zur Kläranlage auf der anderen Weserseite transportiert. Das 

komplette Abwasser wird dort in der Kläranlage gereinigt. Darüber hinaus ist in der Bre-

slauer Allee ein Regenüberlaufbecken angeordnet. Hier wird bei extremen Nieder-

schlagsereignissen ein Teil der Abwassermenge in die Weser abgeschlagen.  

 

Fernwärme 

Ein Fernwärmenetz ist derzeit nicht vorhanden.  

 

2.5  Natur, Landschaft, Umwelt  

Da es sich um einen „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ handelt, gilt der Eingriff gem. 

§ 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB als bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder 

zulässig. Die Eingriffsregelung gem. § 1a Abs. 3 BauGB und des Bundesnaturschutzge-

setzes findet somit keine Anwendung. 

Eine Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB wird gem. § 13 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 13a 

Abs. 2 Nr. 1 BauGB nicht durchgeführt. Eine Vorprüfung des Einzelfalls wird ebenfalls 

nicht notwendig, da die gem. § 19 Abs. 2 BauNVO zulässige Grundfläche weniger als 

20.000 m² beträgt (gem. § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB). Ebenso liegen keine Anhaltspunkte 

für eine Beeinträchtigung von FFH-Gebieten oder europäischen Vogelschutzgebieten vor 

(Natura 2000; gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB):  

• Das nächstgelegene FFH-Gebiet liegt südöstlich des Plangebietes in einer Ent-

fernung von rd. 2,5 km (Hamel und Nebenbäche, EU-Kennzahl 3822-331). Nega-

tive Auswirkungen auf dieses FFH-Gebiet sind aufgrund der Entfernung des Plan-

gebietes zu diesem Gebiet nicht zu erkennen. 

• Auch auf das in nordöstlicher Richtung rd. 7 km entfernte Vogelschutzgebiet 

„Uhu-Brutplätze im Weserbergland“ (EU-Kennzahl DE3720-431) sind durch die 

Größe der Entfernung zum Plangebiet keine beeinträchtigenden Wirkungen er-

kennbar. 

Die bereits bestehenden Auswirkungen der Belange des Umweltschutzes einschl. des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege werden nachfolgend aufgelistet. Die sonstigen 

wesentlichen Auswirkungen der Planung sind auch ohne förmliche Umweltprüfung in der 

bauleitplanerischen Abwägung zu berücksichtigen und werden im Kapitel 6.3  Natur, 

Landschaft, Umwelt dargestellt.  
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Flora und Fauna 

Infolge der derzeitigen Nutzung und bestehender Störungen (Gemeinbedarfsfläche in di-

rekter Nachbarschaft, Vereinsnutzungen), ist die ökologische Funktion im Änderungsbe-

reich stark eingeschränkt. Im Plangebiet selbst befinden sich Gehölzstrukturen und grö-

ßere Bäume. Es ist derzeit nicht geplant, dass die KiTa baulich vergrößert wird. Für die 

Außenanlagen muss im Detail geprüft werden, welche Bäume und Gehölze erhalten blei-

ben sollen.  

Vorab fand eine Ortsbegehung mit der Unteren Naturschutzbehörde statt. Im Rahmen 

dessen und in der weiteren Prüfung wurde festgehalten, dass eine avifaunistische Vor-

untersuchung aufgrund der bestehenden naturräumlichen Situation nicht zwingend erfor-

derlich ist. 

 

Artenschutz 

In Hinblick auf den speziellen Artenschutz ist davon auszugehen, dass bekannte und 

realistische mögliche Vorkommen besonders geschützter Arten (z.B. Vögel und Fleder-

mäuse) im Gebiet der hier vorliegenden Planung nicht entgegenstehen, sodass diese 

undurchführbar werden könnte. 

 

Boden und Fläche 

Der Planänderungsbereich ist rd. 4.000 m² groß. Er ist aktuell zu ca. 57 % versiegelt. Die 

natürlichen Bodenverhältnisse sind in weiten Teilen bereits durch die bestehenden Ver-

siegelungen überprägt. 

 

Risikogebiet 

Der Bereich befindet sich außerhalb des gesetzlichen Überschwemmungsgebietes der 

Weser, jedoch innerhalb des Risikogebietes der Weser bei einem Extremhochwasser.  

 

Luft/Klima 

Als Lebensgrundlage für Menschen, Tiere und Pflanzen haben Klima und Luft wichtige 

Funktionen innerhalb des Naturhaushalts. Im und um das Plangebiet herum befinden 

sich einige Gehölzstrukturen, die bereits jetzt positiv in das Schutzgut Luft / Klima ein-

zahlen.  

 

Naturraum und Landschaft 

Das Plangebiet befindet sich in einem bestehenden Siedlungsgefüge am Ortsrand von 

Hameln. Der Belang des Ortsbildes ist bereits jetzt nicht negativ betroffen. Aufgrund der 

Lage im Innenbereich sind sowohl naturräumliche als auch landschaftliche Aspekte nicht 

berührt. 

 

Kultur- und sonstige Sachgüter 

Hinweise auf Kultur- und sonstige Sachgüter im Plangebiet sind aktuell nicht bekannt.  
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2.6  Eigentumsverhältnisse  

Bei den beiden Flurstücken 110/11 und 110/10 handelt es sich um Erbpacht. Die Grund-

stücke liegen im Eigentum des Turn-Club Hameln von 1880 e.V. sowie der Stadt Hameln.  

Bei dem Flurstück 110/16 (Sportanlagen und Parkplatz) handelt es sich um Eigentum der 

Stadt Hameln.  

 

2.7 Gutachten 

Gutachten sind für die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 500 nicht erforderlich.  
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3. ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN UND EIGENE FACHPLA-

NUNGEN 

3.1  Planungsrechtliche Ausgangssituation  

Der Ursprungsbebauungsplan Nr. 500 „Breslauer Allee“ ist am 03.05.1978 in Kraft getre-

ten und setzte für den nachfolgend als Änderung 1 grün markierten Bereich Öffentliche 

Grünfläche – Sportplatz fest.  

 

Die 1. Änderung trat am 31.12.1981 in Kraft. Diese besteht aus zwei Teilgeltungsberei-

chen. In dem westlichen Teilbereich wurde die öffentliche Grünfläche – Sportanlagen um 

eine überbaubare Fläche mit entsprechendem Maß der baulichen Nutzung für ein ge-

plantes Vereinsheim geändert. Der östliche Bereich wurde ebenfalls um eine überbau-

bare Fläche für eine Hausmeisterwohnung geändert.  
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Die Abgrenzung dieser 3. Änderung ist mit dem westlichen Teilbereich der 1. Änderung 

identisch.  

Mit der 3. Änderung des Bebauungsplanes werden die Festsetzungen aus der 1. Ände-

rung in diesem Geltungsbereich gegenstandslos. Der drei Meter breite Pflanzstreifen, der 

südlich in dem westlichen Teilbereich der 1. Änderung festgesetzt ist, wird in der 3. Än-

derung ebenfalls übernommen, um die Lesbarkeit zu gewährleisten. Er wird weiterhin als 

öffentliche Grünfläche – Pflanzstreifen festgesetzt, ebenfalls werden die Baumstandorte 

übernommen.  

 

3.2 Raumordnung 

3.2.1 Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz 

Speziell für das Thema Hochwasserschutz hat der Bund im Jahre 2021 einen länder-

übergreifenden „Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz“ (BRPH 2021) aufge-

stellt, der bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich der Sied-

lungsentwicklung zu beachten ist. Der Plan dient dazu, den Hochwasserschutz zu ver-

bessern, indem hochwassergefährdete Flächen besser durch eine vorausschauende 

Raumplanung geschützt werden.  

Der Bereich befindet sich außerhalb des gesetzlichen Überschwemmungsgebietes der 

Weser, jedoch innerhalb des Risikogebietes der Weser bei einem Extremhochwasser. 

Zu beachten ist das in der I.2.1 BRPH definierte Ziel, die Auswirkungen des Klimawan-

dels im Hinblick auf Hochwasserereignisse durch Starkregen nach Maßgabe der bei öf-

fentlichen Stellen verfügbaren Daten vorausschauend zu prüfen.  

Hochwasserminimierende Aspekte (II.1. BRPH) sollen als Grundsatz berücksichtigt wer-

den. 
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Auszug § 78b WHG: 

„bei der Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Bauleitplänen für nach § 30 Absatz 

1 und 2 oder nach § 34 des Baugesetzbuches zu beurteilende Gebiete sind insbesondere 

der Schutz von Leben und Gesundheit und die Vermeidung erheblicher Sachschäden in 

der Abwägung nach § 1 Absatz 7 des Baugesetzbuches zu berücksichtigen; dies gilt für 

Satzungen nach § 34 Absatz 4 und § 35 Absatz 6 des Baugesetzbuches entsprechend“ 

Der Wasserstand liegt nach den vorliegenden Berechnungen für ein extremes Hochwas-

ser bei 66,96 müNN. 

Geplant ist, nach Erlangen der Rechtskräftigkeit dieser Bebauungsplanänderung, dass 

das bestehende Gebäude im Inneren zu einer KiTa umgebaut wird. Eine Veränderung 

der Gebäudehülle ist aktuell nicht geplant. Dennoch wird ein entsprechender Hinweis zur 

Lage im Hochwasserrisikogebiet aufgenommen und muss bei entsprechenden Verände-

rungen des Gebäudes berücksichtigt werden.  

 

3.2.2  Landes- und Regionalplanung  

Gemäß § 1 (4) BauGB sind Bauleitpläne (Flächennutzungsplan und Bebauungsplan) den 

Zielen der Raumordnung anzupassen.  

Das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP) (Stand: Neubekanntma-

chung 2017 sowie Änderungsverordnung von 2022), weist die Stadt Hameln als Mittel-

zentrum mit oberzentralen Teilfunktionen aus. Die Ziele der Landesraumordnung bilden 

die Grundlage zur Entwicklung des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) 

(Stand: Entwurf von 2021). 

Die Ziele der Landesraumordnung bilden die Grundlage zur Entwicklung des Regionalen 

Raumordnungsprogramms (RROP). Das RROP ist eine Zwischenstufe zwischen Lan-

desraumordnungsprogramm und den Flächennutzungsplänen der Städte und Gemein-

den. Die beschreibende Darstellung des RROP entspricht im Aufbau dem LROP und 

umfasst dabei die Ziele der Raumordnung. Ziele der Raumordnung sind von öffentlichen 

Stellen bei ihren raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu beachten.  

Das RROP für den Landkreis Hameln-Pyrmont aus dem Jahre 2001 hat seit dem 

11.07.2022 seine Gültigkeit verloren. Dementsprechend ist nur auf den vorliegenden 

RROP-Entwurf 2021 zu verweisen. Grundsätzlich sind in Aufstellung befindliche Ziele der 

Raumordnung, wie bei dem aktuell vorliegenden Entwurf des RROP 2021 gegeben, er-

gänzend gemäß § 3 ROG, Abs. 1, Satz 4 als sonstige Erfordernisse der Raumordnung 

bei Stellungnahmen zu berücksichtigen.  

Die Stadt Hameln ist im Entwurf des RROP 2021 als Mittelzentrum mit oberzentraler 

Teilfunktion dargestellt. Der Geltungsbereich der vorliegenden Planung liegt innerhalb 

des zentralen Siedlungsgebietes der Stadt Hameln. Nördlich des Plangebietes stellt der 

Entwurf des RROP 2021 zusätzlich ein Vorbehaltsgebiet Hochwasserschutz dar. Weitere 

Informationen sind der zeichnerischen Darstellung des RROP für den Geltungsbereich 

nicht zu entnehmen. Somit liegen keine abweichenden Ziele der Raumordnung vor. Die 

Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt innerhalb des dargestellten zentralen Sied-

lungsgebietes. Es handelt sich somit um eine Nachverdichtung, sodass keine Konflikte 

mit anderen Zielen des Entwurfs des RROP 2021 zu erwarten sind. 
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3.3  Flächennutzungsplanung  

Der Flächennutzungsplan (FNP) stellt die städtebaulichen Entwicklungsziele und Grund-

züge der räumlichen Planung für das Gesamtgebiet der Stadt Hameln dar. Gemäß § 8 

(2) BauGB sind die Bebauungspläne aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans 

zu entwickeln.  

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt Hameln (Neubekanntmachung am 

6.1.2020) stellt für des Plangebietes bereits Fläche für den Gemeinbedarf Zweckbestim-

mung: Sportanlagen, Spielplatz und Schulen dar. Die Symbole sind jeweils für die ge-

samte Gemeinbedarfsfläche gültig. Im Zuge der Berichtigung soll zusätzlich noch das 

Symbol Kindertagesstätte dargestellt werden.  

Der Bebauungsplan ist somit gemäß § 8 (2) BauGB aus dem Flächennutzungsplan ent-

wickelt und entspricht der in ihm dargestellten beabsichtigten städtebaulichen Entwick-

lung. 
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Alte Darstellung: 

 

Neue Darstellung:  
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3.4  Fachplanungen  

3.4.1 Integriertes Stadtentwicklungskonzept 2030 (ISEK 2030)  

Der Rat der Stadt Hameln hat am 11. November 2020 das Integrierte Stadtentwicklungs-

konzept Hameln 2030 (ISEK 2030) als übergeordnete und langfristige Planungsgrund-

lage beschlossen. Bestandteil des Gesamtkonzeptes sind zudem vier städtebauliche 

Entwicklungskonzepte als Ergänzungsbände für die Gebiete der (ehemaligen) Linsingen-

kaserne, der militärischen Konversionsfläche Bailey Park, das Quartier Kuckuck sowie 

für die Altstadt mit dem Weserufer. Das ISEK 2030 legt damit die gesamtstädtische kom-

munale Handlungsstrategie unter Berücksichtigung der sich zum einen in den letzten 

Jahren sehr stark verändernden ökonomischen, technischen und sozialen Entwicklung 

sowie zum anderen der immer drängender werdenden Herausforderungen in den Fel-

dern Klimawandel und Umwelt für die nächsten zehn Jahre fest.  

 

Zur Konkretisierung der Leitlinie 2 „In Hameln stehen Familien im Zentrum.“ Wurde fol-

gendes Ziel definiert: 

Z 2.2: In Hameln werden alle Kinder bis zum Beginn der Schulzeit bedarfsgerecht 

betreut und in ihrer Entwicklung gefördert. Bis 2030 erfolgt der Ausbau der Betreu-

ungsquote U3 auf 60 % und des Ganztagsbetreuungsangebotes auf 70 % der ange-

botenen Ü3-Plätze. Die U3 und Ü3 Betreuung wird durch bedarfsgerechte, flexible 

Betreuungsangebote unterstützt. 

 

Folgendes Projekt wurden erarbeitet, um dieses Ziel zu erreichen: 

P1: Aus-, Um- und Neubau von Kindertageseinrichtungen; die Kindertagesstätten 

erhalten ausreichend Freiflächen. 

 

Durch die Bauleitplanung wird der Grundstein für den Umbau des ehemaligen Vereinslo-

kals in eine KiTa gelegt. Mit der vorliegenden Planung wird die Zielerreichung des ISEK 

2030 unterstützt.   

 

3.4.2 Landschaftsrahmenplan 

Als örtliche Fachplanung ist der Landschaftsrahmenplan (LRP) der Stadt Hameln aus 

dem Jahr 2007 (bearbeitet ab 1999) zu berücksichtigen. Er stellt flächendeckend für den 

besiedelten und unbesiedelten Bereich den gegenwärtigen Zustand von Natur und Land-

schaft sowie die Ziele und Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

rahmenhaft dar und begründet diese.  

Das Plangebiet liegt in der Hamelner Kernstadt und ist im LRP dem Zieltyp D zugeordnet: 

„Umweltverträgliche Nutzung in Gebieten mit aktuell geringer bis sehr geringer Bedeu-

tung für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild.“ Besondere Entwicklungsziele sind 

nicht benannt. 

„Der Zieltyp D enthält Bereiche, in denen Natur und Landschaft aufgrund intensiver Nut-

zung beeinträchtigt sind. Es handelt sich hierbei insbesondere um innerstädtische Berei-

che sowie um intensiv landwirtschaftlich genutzte Flächen. Auch diese Gebiete sind aus 
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Sicht von Naturschutz und Landschaftspflege entwicklungsbedürftig, es besteht jedoch – 

im Unterschied zu Zieltyp C – kein vorrangiger Handlungsbedarf. […]“ 

Aus dem Landschaftsrahmenplan und aus den aktuellen Abfragen der Umweltkarten Nie-

dersachsen geht hervor, dass der Geltungsbereich nicht Bestandteil eines rechtlich ge-

schützten Bereiches gemäß Naturschutzgesetzgebung ist. 

 

3.4.3 Sonstige Fachplanungen 

Die nachfolgenden Fachplanungen stehen der vorliegenden Bauleitplanung nicht entge-

gen:  

• Klimaschutzkonzept 2035 (September 2023) 

Mit den getroffenen Festsetzungen der Änderung / Ergänzung des Bebauungs-

planes wird dem Ziel G5 - AP 1 Checkliste für B-Pläne für Klimaschutz im Sinne 

der „Zukunftsanforderungen an Baugebiete“ entsprochen. 

• Klimaanpassungskonzept (Dezember 2024) 

Mit der höchsten Priorisierungspunktezahl von 4,92 begründen sich die getroffe-

nen Festsetzungen in der Maßnahme S4 Integration von Klimaanpassung in kom-

munale Rechtsvorschriften und bauliche Standards (Teil der Verstetigungsstrate-

gie), welche wiederum auf die „Zukunftsanforderungen an Baugebiete“ abzielt. 

• Luftreinhalteplan (Oktober 2018) 

Der Luftreinhalteplan zielt eher auf die dicht besiedelte und viel befahrene Kern-

stadt und größeren Ortschaften an den Durchfahrtstraßen ab. Daher ist der Luft-

reinhalteplan für den Bezirk West der Kernstadt Hameln weniger von Bedeutung. 

• Lärmaktionsplan (Oktober 2018) 

Der Lärmaktionsplan zielt ebenfalls auf die dicht besiedelte und vielbefahrene 

Kernstadt und größeren Ortschaften an den Durchfahrtsstraßen ab. Aus der Karte 

1 „Lärmbelastung an bewohnten Gebäuden nach Schwellenwerten ganztags“ ist 

zu entnehmen, dass der Bezirk West der Kernstadt Hameln sich unterhalb des 

gesundheitlichen Schwellenwertes (< 65 dB(A)) befindet. Daher ist eine Beein-

trächtigung durch Lärm nicht gegeben. 

• Bedarfsplan Kindertagesstätten und Kindertagespflege Landkreis Hameln-Pyr-

mont 2024 

Aufgrund des Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes 2030 (ISEK 2030) wurden 

für die Stadt Hameln die Platzversorgungsquote für unter Dreijährige (U3-Ziel-

Quote) in den Kita-Jahren 2027 / 2028 und 2028 / 2029 mit 50 % und 55 % ange-

setzt (bis 2026 / 2027 45 %). Ziel-Quote des ISEK 2030 für den U3-Bereich ist 

eine Quote von 60 % ab dem Jahr 2030. Der damit steigende Bedarf im Bereich 

U3 kann mit den bisher abgeschlossenen und bereits geplanten Maßnahmen 

nicht gedeckt werden und es sind weitere Anstrengungen zum Ausbau notwendig.  

Lt. Bedarfsprognose des Landkreises tritt in der Stadt Hameln aufgrund der um-

fangreichen Bemühungen der letzten Jahre zum Platzausbau und den bereits für 

die nächsten Jahre geplanten Maßnahmen eine Entspannung im Bereich der über 

Dreijährigen bis zur Einschulung (Ü3-Bereich) ein, wobei der unterjährige Bedarf 

aber weiterhin nicht gedeckt werden kann. 



 

Bebauungsplan Nr. 500 „Breslauer Allee“ Änderung 3, Hameln im Bezirk West 

 

Begründung    
 

20 
 

4.  PLANUNGSKONZEPT  

4.1  Ziele und Zwecke der Planung  

Das Gebäude wurde bisher für Vereinssport als auch als Gastronomie mit Biergarten 

genutzt. Vorhanden sind zudem auch ein Clubraum und eine Kegelbahn. Der einge-

schossige Baukörper ist mit seinen zurückspringenden Gebäudeteilen rd. 70 m lang und 

rd. 23 m tief und verfügt über zwei eigene Eingänge. Die Vereinsnutzungen im nördlichen 

Teil des Gebäudes bestehen weiterhin. Die Gastronomie und der Betrieb der Kegelbahn 

im südlichen Teil des Gebäudes wurde jedoch 2021 eingestellt.  

Für die leerstehenden Räumlichkeiten wurde 2023 eine Bauvoranfrage gestellt, in der die 

Zulässigkeit einer Kindertagesstätte geklärt werden sollte. Geplant sind eine U3-Krippen- 

und zwei Ü3-Kindergartengruppen mit entsprechenden Sanitäranlagen, Gruppen-, 

Ruhe-, Mehrzweck- und Bewegungsräumen, Küche, sowie Räumlichkeiten für die Mitar-

beiter und die Leitung. Es besteht die Überlegung, teilweise ein zweites Geschoss zu 

bauen, um ggf. weitere KiTa-Gruppen aufnehmen zu können. Außerdem ist hinter dem 

Gebäude, wo sich bisher der Biergarten befand, ein rd. 1.200 m² großer Außenspielbe-

reich geplant. Der Baumbestand soll weitestgehend erhalten bleiben, um viel Spielfläche 

im Schatten anbieten zu können. Der Turn-Club Hameln von 1880 e.V. verfolgt die Idee 

einer Sportkindertagesstätte.  

Für die Nutzungsänderung des Vereinsheims in eine KiTa ist der Bebauungsplan ent-

sprechend zu ändern, da die geplante Nutzung im bestehenden Bebauungsplan nicht 

zulässig ist.  
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Mit diesem Bebauungsplan sind dementsprechend folgende städtebauliche und sonstige 

Entwicklungsziele und Zwecke verbunden: 

• Stärkung und Fortentwicklung des Bezirks West als attraktiven Wohnstandort, 

• Bereitstellung weiterer Betreuungsplätze für U3- und Ü3-Kinder 

• Nachnutzung leerstehender Gebäudesubstanz 

Die Planung beinhaltet weiterhin folgende umweltbezogenen Zielsetzungen: 

• Förderung der Begrünung von Dächern, 

• Förderung des Einsatzes erneuerbarer Energien auch in Kombination mit der 

Kraft-Wärme-Kopplung sowie einer ökologischen und klimaneutralen Bauweise, 

• Rückhaltung und Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers, 

• Durchgrünung mit standortheimischen Gehölzen, 

• Förderung des Strukturreichtums der Außenbereichsflächen. 

Wie oben beschrieben sind Klimaresilienz und Klimaschutz wichtige Entwicklungsziele 

der Stadt Hameln, die bei der Nutzungsänderung des Gebäudes durch geeignete Fest-

setzungen sowie ergänzende Maßnahmen und Regelungen unterstützt werden sollen. 

Dementsprechend sind hierzu die Festsetzungsmöglichkeiten des § 9 BauGB zu nutzen. 

Folgende Maßnahmen zum Klimaschutz sind im Baugebiet geplant: 

• Auswahl der Bepflanzung mit dem Ziel, solare Erträge vor allem in den Wintermo-

naten zu gewährleisten, 

• Verschattungsfreie Einträge solarer Einstrahlung durch bauliche Zuordnungen 

(Bauhöhe und Bauabstände), 

• Dachflächen der Hauptgebäude sollen zu 50% Solaranlagen zur Stromversor-

gung (Photovoltaik) versehen werden, 

• Weitgehendes Verbot der Verbrennung von fossilen Energieträgern, 

• Das Erreichen eines energetischen Gebäudemindeststandards KfW 55 der EnEV 

bei Wohngebäuden.] 

 

4.2  Planalternativen 

Es handelt sich um eine standortgebundene Planung, die sich aus der Gastronomieauf-

gabe aus dem Jahr 2021 ergibt. Da der Bedarf an Kinderbetreuungseinrichtungen nach 

wie vor groß ist, und im Bezirk West bis auf die KiTa am Brückenkopf / Klütstraße keine 

weitere KiTa vorhanden ist, ist die Nutzungsänderung des Vereinsheims und somit die 

grundsätzliche Lage des Geltungsbereiches nicht variabel und alternativlos.  
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5.  PLANINHALT (ABWÄGUNG UND BEGRÜNDUNG)  

5.1  Nutzung der Grundstücksflächen  

5.1.1  Gemeinbedarfsflächen  

Die Umnutzung des ehemaligen Vereinsheims in eine Kindertagesstätte erfolgt auf einer 

Fläche, die im Bebauungsplan als Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung 

„Sportvereinsheim und Kindertagesstätte“ festgesetzt wird. Die Änderung dient der 

Schaffung von Flächen für soziale Infrastruktur, die der Versorgung und Betreuung von 

Kindern dient. Die KiTa stellt eine wichtige Ergänzung zum bestehenden städtebaulichen 

Umfeld dar und erfüllt eine zentrale Funktion im Bereich der sozialen Daseinsvorsorge. 

Da die bestehende Bebauung bereits den Anforderungen einer öffentlichen Nutzung ent-

spricht, wird die Umnutzung unter Berücksichtigung der bestehenden Gebäude und der 

vorhandenen städtebaulichen Gegebenheiten durchgeführt. Für die KiTa sind keine tief-

greifenden baulichen Veränderungen erforderlich, da die vorhandene Struktur die erfor-

derlichen Voraussetzungen für die Nutzung als Bildungseinrichtung bietet. 

Die Fläche wird als Gemeinbedarfsfläche ausgewiesen, um den öffentlichen Bedarf an 

geeigneten Flächen für soziale Einrichtungen zu decken. Die Festsetzung dient der Si-

cherung der langfristigen Nutzung des Grundstücks für den Gemeinbedarf und ist städ-

tebaulich sinnvoll, da sie eine wichtige infrastrukturelle Funktion übernimmt. 

 

5.1.2  Maß der baulichen Nutzung  

Das Maß der baulichen Nutzung für die Gemeinbedarfsfläche braucht nicht festgesetzt 

werden, sofern es keiner Regelung bedarf. Da es sich hier um den Umbau im Bestand 

handelt, sind Festsetzungen das Maß der baulichen Nutzung betreffend nicht erforder-

lich. Sofern Anbauten vorgesehen sind, ist zur Beurteilung des Einfügens der § 34 BauGB 

heranzuziehen.  

Im angrenzenden Bebauungsplan Nr. 487 „am Rennacker“ sind eine GRZ von 0,4 und 

eine GFZ von 0,8, sowie eine zwei Vollgeschossige Bauweise festgesetzt worden. Die 

aktuelle Gebäudegrundfläche des ehemaligen Vereinsheims und des Schwerathletik-

saals beträgt rd. 1.200 m², was bei dem aktuellen Geltungsbereich von rd. 4.000 m² einer 

GRZ von 0,3 entspricht. Es besteht also durch die Beurteilung des Einfügens nach § 34 

BauGB eine ausreichend große Erweiterung, die entweder als Anbau oder Aufstockung 

möglich wäre.  

 

5.1.3  Bauweise  

In der festgesetzten Fläche für Gemeinbedarf gilt die offene Bauweise mit der 

Abweichung, dass Gebäude mit mehr als 50 m Länge zulässig sind. Die Grenz-

abstände sind gemäß der Niedersächsischen Bauordnung einzuhalten. 

Da das Bestandsgebäude mit rd. 70 m Länge bereits die in der offenen Bauweise zuläs-

sige Gebäudelänge von 50 m überschreitet, wird für das Plangebiet gemäß § 22 Abs. 4 

BauNVO die abweichende Bauweise festgesetzt. Die Längen und Tiefen von Gebäuden 
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sind somit nicht begrenzt. Hierdurch soll eine Bauform ermöglicht werden, die den Nut-

zungsansprüchen der Kindertagesstätten Rechnung trägt. Die Grenzabstände gemäß 

der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) sind wie bei der offenen Bauweise einzu-

halten. 

 

5.1.4  Überbaubare Grundstücksflächen  

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden nicht festgesetzt, da nach aktuellem Pla-

nungsstand kein Anbau geplant ist, sondern die nicht überbauten Flächen als Außen-

spielbereiche genutzt werden sollen. Aufgrund der festgesetzten Bäume zum Erhalt sind 

die Möglichkeiten von Anbauten begrenzt. Sofern Anbauten geplant sind, sind entgegen-

stehende Festsetzungen einzuhalten und das Einfügen nach § 34 BauGB zu prüfen.  

 

5.2  Ver- und Entsorgung 

Das bestehende Gebäude wird nach aktueller Planung während des Planänderungsver-

fahrens ausschließlich innerräumlich umgebaut. Eine Anpassung der Ver- und Entsor-

gungsanlagen ist aktuell nicht erforderlich. Die einzelnen Themen (Trinkwasser, Strom, 

Gas, Fernwärme, Breitband und sonstige Telekommunikationsanbieter) werden daher 

nicht erläutert. Der Ist-Zustand der Ver- und Entsorgung wird unter 2.4 Ver- und Entsor-

gung näher beschrieben.  

 

5.2.1 Löschwasser 

Die Förderung von ausreichendem Löschwasser ist auf der Grundlage des DVGW-Ar-

beitsblattes W 405 „Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasser-

versorgung“ nachgewiesen. Erforderlich ist ein Löschwasserbedarf über 2 Stunden von 

96 m³/h. Die zur Verfügung stehende Löschwassermenge beträgt 148,7 m³/h. 

 

5.2.2 Regen- und Schmutzwasser 

Versickerung und Rückhaltung von Oberflächenwasser 

Das auf den versiegelten Flächen anfallende Regenwasser ist auf dem Grund-

stück oberflächennah zu versickern.  Ist eine Versickerung nicht möglich, ist eine 

Rückhaltung und gedrosselte Einleitung des Regenwassers erforderlich. 

Das Bestandsgebäude ist bereits an die bestehende Kanalisation angeschlossen. Sofern 

bauliche Erweiterungen vorgesehen sind, ist der Kontakt mit den Abwasserbetrieben We-

serbergland AöR aufzunehmen.  

Regenwasser auf zusätzlich versiegelten Flächen oder bei Änderung der bereits versie-

gelten Flächen soll möglichst oberflächennah versickert werden. Da sich während dieser 

Planaufstellung die Umbaumaßnahmen auf den Bestand beschränken, wurde kein Ver-

sickerungsgutachten beauftragt. Aus der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 487 „Am 

Rennacker“ ist zu entnehmen, dass dort eine Versickerung möglich ist, sodass die ent-

sprechende Festsetzung getroffen wurde. Jedoch kann es sein, dass die Bodenverhält-

nisse sich auf diesem Grundstück anders darstellen, sodass bei Erweiterungen ein Ver-

sickerungsgutachten empfohlen wird.  
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5.3  Grünflächen  

Die zeichnerisch festgesetzten Bäume sind zu erhalten, zu pflegen und bei Ab-

gang bzw. bei notwendiger Entfernung durch einen Hochstamm-Laubbaum glei-

cher Art oder durch Bäume der nachstehenden Gehölzliste unter Nr. 11 zu erset-

zen. Die Qualität des Ersatzbaumes muss mind. Hochstamm, 3-mal verpflanzt, 

18 - 20 cm Stammumfang, betragen. 

Zur Erhaltung der Bäume sind offene oder mit einem dauerhaft versickerungsfä-

higen und luftdurchlässigen Belag versehene Baumscheiben anzulegen, die min-

destens einen Durchmesser von rd. 3,5 m oder eine Fläche von 10 m² aufweisen 

sollen. Darauf anfallendes Niederschlagswasser soll in den Wurzelbereich ein-

dringen und dem Baum zur Verfügung stehen.  

Die Ersatzpflanzungen sind spätestens innerhalb des Jahres nach Fertigstellung 

des jeweiligen Gebäudeteils bzw. nach der Beseitigung oder dem Abgang des 

Baumes vorzunehmen. 

Im Süden des westlichen Geltungsbereiches der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 

500 befindet sich auf aktuell städtischem Flurstück ein drei Meter breiter Streifen, der 

grundsätzlich nicht von der 3. Änderung des Bebauungsplanes betroffen ist. Zur besse-

ren Lesbarkeit des Plans wird dieser drei Meter breite Streifen dennoch mit in die 3. Än-

derung aufgenommen, sodass der komplette westliche Geltungsbereich der 1. Änderung 

aufgehoben wird. Dieser Streifen bleibt jedoch als öffentliche Grünfläche mit der Zweck-

bestimmung „Pflanzstreifen“ erhalten. Auch die Baumstandorte, sofern die Bäume noch 

vorhanden sind, werden übernommen.  

Aufgrund des vorhandenen Baumbestands an den nördlichen, östlichen und südlichen 

Flurstücksgrenzen (entspricht nahezu den Grenzen des Geltungsbereichs) wird von Neu-

anpflanzungen (gem. der Zukunftsanforderungen an Baugebiete) abgesehen. Die Neu-

anpflanzungen wären nur bedingt durch Unterpflanzungen möglich, was für die meisten 

Baumarten ungeeignet ist.  

 

5.4  Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasser-

schutz und die Regelung des Wasserabflusses  

Die Oberkante des Erdgeschossfußbodens von Neu- oder Anbauten muss min-

destens 30 cm über dem maßgeblichen Gelände liegen.  

Kellergeschosse sind unzulässig. Ausnahmen sind zulässig, wenn dem Stand der 

Technik ein Nachweis erfolgt, dass diese baukonstruktiv hochwasserangepasst 

sind.  

Aufschüttungen des maßgeblichen Geländes / des Grundstücks sind unzulässig. 

Zur barrierefreien Erschließung des Gebäudes und des Außengeländes sind er-

forderliche Aufschüttungen für Rampen zulässig.  

Das Plangebiet liegt außerhalb des festgelegten Überschwemmungsgebietes der Weser. 

Der Hochwassergefahrenkarte (HQ extrem) des Niedersächsischen Landesbetriebs für 

Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz ist jedoch zu entnehmen, dass der Geltungs-

bereich von einem möglichen HQ extrem betroffen ist (Stand 20.03.2025). Es handelt 

sich hierbei um Flächen, bei denen nach § 73 WHG ein signifikantes Hochwasserrisiko 
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ermittelt wurde und die bei einem Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit [HQext-

rem] über das festgesetzte bzw. vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiet hinaus, 

überschwemmt werden können. Dementsprechend wurden Grundmaßnahmen zum 

Hochwasserschutz festgesetzt. So wurde für die Höhe des Erdgeschossfußbodens eine 

Mindesthöhe von 30 cm über gewachsenem Gelände festgesetzt. Zudem wurde der Bau 

von Kellergeschossen ausgeschlossen und Geländeaufhöhungen des maßgeblichen 

Geländes mit Ausnahme des Gebäudes und seiner Zuwegung (auch Rampen) ausge-

schlossen. Ausnahmsweise ist ein Kellergeschoss zulässig, wenn dem Stand der Tech-

nik ein Nachweis erfolgt, dass dieser baukonstruktiv hochwasserangepasst ist. 

 

5.5  Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnah-

men zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-

schaft 

Fassadenbegrünung  

Mindestens 20% der gesamten Fassadenfläche des neu- oder angebauten 

Hauptgebäudes sind mit einer Anpflanzung aus standortgerechten Schling-, 

Wind- oder Kletterpflanzen zu begrünen. Die Pflanzbeete sind mit einer Größe 

von mindestens 1 m² anzulegen und mit jeweils 2 Pflanzen zu bepflanzen. Bei der 

Anpflanzung ist auf die Bedürftigkeit der Pflanze gegenüber dem Boden zu achten 

(saurer Boden vs. kalkhaltiger Boden). Die Pflanzung ist fachgerecht anzulegen 

und dauerhaft zu erhalten. Für Fassadenbegrünungen können auch Nebenanla-

gen herangezogen werden. Die Artenwahl sollte entsprechend der Pflanzliste er-

folgen. Folgende Pflanzen stehen z. B. zur Auswahl: 

• Schattige Standorte: 

Pfeifenwinde (Aristolochia macrophylla), Efeu (Hedera helix) Kletterhorten-

sie (Hydrangea petiolaris). 

• Halbschattige-sonnige Standorte: 

Akebie (Akebia quinata), Heckrotts Geißblatt (Lonicera heckrottii), Wilder 

Mauerwein (Parthenocissus quinquefolia), Wald-Geißblatt (Lonicera pericly-

menum), Waldrebe (Clematis vitalba), Hopfen (Humulus lupulus), Wilde 

Weinrebe (Vitis vinifera subsp. sylvestris) 

• Sonnige Standorte: 

Siehe Arten „halbschattige Standorte“ zudem Blauregen (Wisteria sinensis), 

Feuerdorn (Pyracantha coccinea) 

Fassadenbegrünungen an freistehenden Rankhilfen sind zulässig. Die Rankhilfen 

dürfen mit einem maximalen Abstand von 1,5 m zur Fassade angeordnet werden.  

Die Begrünung von Fassaden bringt viele Vorteile mit sich. Sie bietet Lebensraum für 

Vögel, Nistplätze z. B. für die Amsel und Lebensraum für Insekten, die Vögel wiederum 

als Nahrung dienen. Im Winter können die Beeren und Früchte der Kletterpflanzen (z. B. 

Efeu) eine wichtige Nahrungsquelle darstellen (Glutz von Blotzheim 1988). 
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Es sollte bei der Auswahl der Schling- oder Kletterpflanzen in Bezug auf die Wuchsform 

und die beim jeweiligen Bauvorhaben verwendeten Materialien bzw. Konstruktionen da-

rauf geachtet werden, welche Arten am besten geeignet sind. Außerdem sollten die 

Pflanzen regelmäßig überprüft und ggf. zurückgeschnitten werden, um bei allzu starkem 

Wachstum dem Eindringen in Hohlräume oder den Dachstuhl entgegenzuwirken. 

Um einer unter Umständen möglichen Schädigung besonders empfindlicher Fassaden 

durch Rank- oder Kletterpflanzen vorzubeugen, dürfen Rankhilfen bzw. Rankgerüste im 

Abstand bis maximal 1,5 m vor der Gebäudefassade platziert werden. 

 

Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen  

(1) Auf mindestens 4% der jeweiligen gesamten Grundstücksfläche sind zur öko-

logischen Aufwertung wahlweise anzulegen:  

a)  Blühstreifen (Regiosaatgut UG 6 „Weser- und Leinebergland mit Harz“ 

für Feldrain oder Saum),  

b)  Staudenpflanzungen mit nachtblühenden und nektarreichen Arten zur 

Erhöhung des Insektenvorkommens.  

(2)  Darüber hinaus sind auf mindestens 4% der jeweiligen gesamten Grund-

stücksfläche zur ökologischen Aufwertung wahlweise anzulegen:  

a)  Trockenmauern aus heimischem Bruchstein,  

b)  naturnaher Teich,  

c)  Wasserstelle/Vogeltränke,  

d)  Sandgrube/Lehmgrube,  

e)  Totholzhaufen.  

Die Bereitstellung von Nisthilfen (Punkt Nisthilfen in diesem Kapitel) ist nur sinnvoll, wenn 

auch die anderen Lebensraumansprüche abgedeckt werden. Die Vorschriften zur Ge-

staltung der nicht überbauten Grundstücksflächen zielen darauf ab, der Fauna einen ge-

eigneten Lebensraum mit gutem Nahrungsangebot zu bieten.  

Die Auswahlliste der Maßnahmen zur Förderung der Biodiversität soll es ermöglichen, 

die ausgewählten Maßnahmen in die jeweilige Grundstücksgestaltung bzw. das individu-

elle Gestaltungskonzept einzubinden und eine große Vielfalt unterschiedlicher Maßnah-

men im Gebiet entstehen zu lassen. 

In den letzten Jahren ist es teilweise in Mode gekommen, Gärten vollflächig mit Kies oder 

Schotter bei gleichzeitiger Reduzierung der Anpflanzungen zu belegen. Eine wirkliche 

Minderung des Pflegeaufwands ist damit auf Dauer zwar nicht verbunden, die gestalteri-

sche Wirkung auf die Umgebung und das Ortsbild ist jedoch äußerst negativ. Zudem 

erhöht sich der Versiegelungsgrad. Der Ausschluss von Kies- und Schottergärten ist 

grundsätzlich nicht erforderlich, da dies in der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) 

bereits geregelt ist. Daher wird in dieser Änderung nur ein Hinweis gegeben, um dafür zu 

sensibilisieren, dies auch einzuhalten.  
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Nisthilfen 

Im Planänderungsgebiet sind 1 Fledermausquartier und 2 Nisthilfen für Vögel art- 

und fachgerecht anzubringen. 

Das Fledermausquartier muss in mindestens 3 m Höhe über dem Gelände ange-

bracht werden. Es sollte als Spaltenquartier an der Fassade oder als senkrechte 

Lattung am Schornstein angebracht werden. Besonders geeignet sind wartungs-

freie Hohlblocksteine, die in die Fassade eingebracht werden. 

Sämtliche Quartiere sollten eine Exposition in Richtung Osten, Südosten oder 

Südwesten aufweisen. 

Die Nisthilfen für die Vögel sind aus den folgenden Möglichkeiten zu wählen, wo-

bei pro Grundstück jedoch mindestens ein Fassadenquartier vorgehalten werden 

muss: 

• eine artgerechte künstliche Nisthilfe für Rauchschwalben entgegengesetzt 

zur Fassadenbegrünung unter dem traufseitigen Dachüberstand, 

• zwei künstliche artgerechte Nisthilfen für Sperlinge an die Fassade, 

• Nistmöglichkeiten für Gebäudebrüter, wie Mauersegler, Hausrotschwanz etc. 

(möglichst als Einbausteine o. ä.), 

• Kästen für Meisen an die Gehölze. 

Die Nisthilfen sind aus dem Fachhandel zu beziehen und dauerhaft funktionsfähig 

zu halten. 

Damit der Änderungsbereich Lebensraum für die Fauna bieten kann, sind Nisthilfen für 

Vögel und Fledermäuse unabdingbar. Der Bebauungsplan setzt mindestens ein Quartier 

für Fledermäuse und zwei Nisthilfen für Vögel pro Grundstück fest.  

Die geforderten Nisthilfen können entsprechend der festgesetzten Möglichkeiten frei ge-

wählt werden. Es sollen artegerechte Nisthilfen angebracht oder eingebaut werden. 

Diese Maßnahmen gewährleisten den Erhalt und fördern die Entwicklung der Artenviel-

falt. 

Die Nisthilfen sind sachgerecht zu warten und zu reinigen. 

 

Beleuchtungskonzept 

Für Außenbeleuchtungen sind folgende Bedingungen verbindlich: 

• Verwendung von insektenverträglichen Leuchtmitteln mit einem einge-

schränkten Spektralbereich (Spektralbereich 570 bis 630 nm), wie z.B. warm-

weiße LED (3000-2700 K). Sofern diese in bestimmten Bereichen aufgrund 

der Anforderungen an die Arbeitssicherheit nicht verwendet werden können, 

sind andere insektenverträgliche Leuchtmittel nach dem Stand der Technik 

ausnahmsweise zulässig. 

• Verwendung geschlossener, nach unten ausgerichteter Lampentypen mit ei-

ner Lichtabschirmung (Abblendung) nach oben und zur Seite. 

• Begrenzung der Leuchtpunkthöhen gemäß den Festsetzungen zur Höhe 

baulicher Anlagen. 
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Gemäß § 41a Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind Beleuchtungen an Straßen, 

Wegen und Außenbeleuchtungen baulicher Anlagen von Grundstücken technisch und 

konstruktiv so anzubringen, mit Leuchtmitteln zu versehen und zu betreiben, dass Tiere 

und Pflanzen wildlebender Arten vor nachteiligen Auswirkungen durch Lichtemissionen 

geschützt sind. Das gilt auch für den Insektenschutz. Vor diesem Hintergrund sind gem. 

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB entsprechende Festsetzungen zum Spektralbereich, Lichtfarbe 

und Lichtstärke sowie die Verwendung geschlossener, nach unten ausgerichteter Lam-

pentypen und die Lichtpunkthöhe in den Bebauungsplan aufgenommen worden. Der In-

sektenschutz trägt auch zum Erhalt zur Förderung der Artenvielfalt im Plangebiet bei. 

 

Vogelfreundliches Fensterglas bei größeren Glasfronten 

Zur Vermeidung von Vogelschlag an Glasflächen sollten Gebäudefassaden aus 

transparentem oder stark spiegelndem Glas möglichst vermieden oder mit Vor-

sorgeeinrichtungen gegen Vogelschlag (z. B. geriffeltes, geripptes oder mattiertes 

oder sonstiges reflexionsarmes Glas, Unterteilung der Glasfronten mit Markierun-

gen im Abstand von 10 cm) ausgestattet werden. 

Durch die Spiegelungen von z. B. einer Hecke oder des Himmels in Glasscheiben können 

Vögel den Eindruck bekommen, in einen freien Raum fliegen zu können oder ein be-

stimmtes Ziel anfliegen zu können. Die Kollisionsgefahr ist in Fluchtsituationen beson-

ders hoch. Das gleiche Problem besteht bei der Durchsicht: Vögel peilen ein hinter einer 

Glasfront liegendes Ziel an und kollidieren. Weiterhin können Lichtquellen hinter Glasfas-

saden bei entsprechenden Wetterlagen eine hohe Lockwirkung v. a. auf Zugvögel ausü-

ben. Allerdings kann auch die Außenbeleuchtung von Fassaden zu Kollisionen führen 

(vgl. SCHMID et al. 2012). 

 

Erhalt von Bäumen auf dem Grundstück 

Die zeichnerisch festgesetzten Bäume sind zu erhalten, zu pflegen und bei Ab-

gang bzw. bei notwendiger Entfernung durch einen Hochstamm-Laubbaum glei-

cher Art oder durch Bäume der nachstehenden Gehölzliste zu ersetzen. Die Qua-

lität des Ersatzbaumes muss mind. Hochstamm, 3-mal verpflanzt, 18 - 20 cm 

Stammumfang, betragen. 

Zur Erhaltung der Bäume sind offene oder mit einem dauerhaft versickerungsfä-

higen und luftdurchlässigen Belag versehene Baumscheiben anzulegen, die min-

destens einen Durchmesser von rd. 3,5 m oder eine Fläche von 10 m² aufweisen 

sollen. Darauf anfallendes Niederschlagswasser soll in den Wurzelbereich ein-

dringen und dem Baum zur Verfügung stehen.  

Die Ersatzpflanzungen sind spätestens innerhalb des Jahres nach Fertigstellung 

des jeweiligen Gebäudeteils bzw. nach der Beseitigung oder dem Abgang des 

Baumes vorzunehmen. 

Gehölzliste 

• Hasel - Corylus avellana 

• Kornelkirsche – Cornus mas 

• Salweide - Salix caprea 
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• Korbweide - Salix viminalis 

• Schwarzer Holunder - Sambucus nigra 

Bei dem vorhandenen Baumbestand handelt es sich auf dem Grundstück des TC Ha-

melns um eine Eiche und eine Esche, jeweils mit großem Kronendurchmesser (ca. 10 – 

13 m) und stattlicher Höhe (ca. 14 m). Außerdem stehen noch drei Scheinzypressen auf 

dem Grundstück, die jeweils eine Höhe von 5 – 8 m und einem Durchmesser von 1,5 bis 

4 m aufweisen.  

Die Eiche und die Esche werden zeichnerisch als zu erhalten festgesetzt, da sie sich gut 

integrieren lassen. Die Scheinzypressen werden nicht festgesetzt, da sie vermutlich nicht 

in das zukünftige Außenspielbereichskonzept passen werden.  

Im Bereich der Erweiterung des Außenspielbereichs, der sich auf das Flurstück 110/16 

erstreckt, stehen vier Hainbuchen sowie zwei Feldahorne. Auch diese werden zeichne-

risch als zu erhalten festgesetzt.  

Die Feldahorne haben eine Höhe von ca. 14 m und einen Kronendurchmesser von 7 und 

10 m. Es handelt sich dabei um bereits nahezu ausgewachsene Bäume, die ein starkes 

Schattenbild erzeugen sowie robust und hitzeverträglich sind. Die Flügelfrüchte der Feld-

ahorne können den Kindern zusätzlich als „Nasenzwicker“ dienen. Da sie mehrstämmig 

gewachsen sind, können sie den Kindern auch als Versteck dienen.  

Die Hainbuchen liegen im Höhenbereich von 12,70 m bis 14,30 m mit Kronendurchmes-

sern von 12 bis 14,10 m. Hainbuchen sind anspruchslos und vertragen sowohl Schatten 

als auch Sonne. Sie dienen verschiedenen Insekten und Schmetterlingen als Futter-

pflanze und sind ein wichtiges Vogelschutz-, Nähr- und Nistgehölz. (Bayerische Landes-

anstalt für Landwirtschaft, Hainbuche – Kurzbeschreibung heimischer Gehölze - LfL, Zu-

griff auf Homepage am 8.5.2025) 

Südlich im Planänderungsgebiet werden drei Baumstandorte, die in der 1. Änderung als 

zu pflanzen festgesetzt wurden, weiterhin als zu erhalten festgesetzt. Es handelt sich 

dabei ebenfalls um bereits groß gewachsene großkronige Linden. Die Nutzungsände-

rung des Vereinsheims in eine KiTa betrifft nicht diesen Bereich, er wird lediglich der 

besseren Lesbarkeit des Bebauungsplanes aufgenommen.  

 

5.6  Gestaltungsregelungen [Örtliche Bauvorschriften] 

§ 1 Dächer 

(1) Für Haupt- und Nebengebäude sind nur Flachdächer und flachgeneigte Dä-

cher bis 20° Dachneigung zulässig.  

(2) Dächer von Hauptgebäuden mit weniger als 20° Dachneigung sind als Gras-

dächer oder extensiv begrünte Dächer auszuführen.  

(3) Ausnahmsweise darf von der Dachbegrünung Abstand genommen werden, 

wenn die Solarelemente selber die Dacheindeckung darstellen.  

(4) Flachdächer von Garagen i. S. d. § 12 BauNVO sind dauerhaft zu begrünen. 

(5) Für untergeordnete Dächer, Dachgauben, Erker, Solarelemente und Dach-

fenster sowie Terrassenüberdachungen, Eingangsüberdachungen und Win-

tergärten sind andere Dachformen, Materialien und Farben zulässig. 

(6) Für den bestehenden Baukörper gilt Bestandsschutz so lange, wie die Dach-

haut nicht erneuert wird.  

https://www.lfl.bayern.de/iab/kulturlandschaft/178833/index.php#:~:text=Die%20Bl%C3%A4tter%20der%20Hainbuche%20sind,Zustand%20den%20Winter%20%C3%BCber%20haften.
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Im Planänderungsgebiet befinden sich nur Flachdächer. Daher wird die Dachform auf 

Flachdächer und flachgeneigte Dächer mit einer Neigung bis zu 20° begrenzt. Aus den 

Zukunftsanforderungen an Baugebiete ist die Forderung nach einer Dachbegrünung ent-

standen. Diese wird als gestalterisches Element ebenfalls gefordert. Solarelemente und 

Dachbegrünung schließen sich nicht aus. Vielmehr kühlt die Dachbegrünung die Ele-

mente ab.  

 

§ 2 Fassaden 

Die sichtbaren Wandbauteile sind zulässig als  

 a)  Ziegelmauerwerk und Ziegelbehang  

 b)  Holzverkleidungen. 

Kombinationen sind innerhalb der Fassade zulässig.  

Ziegelmauerwerk und Ziegelbehang (Dachziegel, Biberschwanz) ist zulässig in 

den Farben Rot bis Rotbraun, die weitestgehend den Farbtönen des Bestands-

hauptbaukörpers entsprechen.  

Holzverkleidungen sind zulässig aus heimischen Hölzern in Form einer Verbret-

terung als Boden-Deckel-Schalung oder Stülpschalung.  

Holzfassaden sind naturbelassen, holzfarbig lasiert oder in einem abgestimmten 

Farbkonzept zulässig. 

Die zulässigen Fassadenmaterialien ergeben sich aus dem Bestand, bzw. aus optisch 

passenden Kombinationsmöglichkeiten mit Holzverkleidungen. Die zulässigen Möglich-

keiten bieten viel Spielraum für eine kindgerecht gestaltete Fassade.  

 

§ 3 Anzahl der notwendigen Einstellplätze 

Auf dem Grundstück sind die nach § 47 NBauO notwendigen Einstellplätze inner-

halb der Fläche für Stellplätze herzustellen, bzw. nachzuweisen.  

Bereits im Bestand konnten entlang der Straße Rennacker die bisher notwendigen Ein-

stellplätze nachgewiesen werden. Der Bedarf an notwendigen Einstellplätzen reduziert 

sich durch die Nutzungsänderung in eine KiTa. Bei zeitlich begrenztem, erhöhtem Ver-

kehrsaufkommen, können die öffentlichen Parkplätze entlang der Breslauer Allee in An-

spruch genommen werden.  

 

§ 4 Einfriedungen 

(1) Einfriedungen sind ausschließlich als Metall-Stabmattenzäune oder naturbe-

lassenem Holz mit einer maximalen Höhe von 1,80 m zulässig. Die Verwen-

dung von Kunststoffmaterialien, insbesondere Kunststoffstreifen zur Herstel-

lung von Blickdichtigkeit, ist unzulässig. 

(2) Eine teilweise Blickdichtigkeit darf durch die Verwendung natürlicher, für Kin-

der unbedenklicher Materialien wie z. B. Holzlamellen, nicht giftigen klettern-

den oder rankenden Pflanzen hergestellt werden. Die blickdichten Elemente 
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dürfen maximal 50 % der jeweiligen Zaunfläche einnehmen und sind gestal-

terisch einheitlich auszuführen. 

(3) Eine Kombination mit davor gepflanzten ungiftigen Sträuchern ist zulässig.  

Kindertagesstätten sind aus Sicherheitsgründen eingezäunt. Zudem sind vermehrt Ele-

mente zu finden, die ungewollte Einsichten von Fremden reduzieren sollen. Um zu ver-

hindern, dass durch das Einfädeln von Kunststoffstreifen ein nicht mehr harmonisches 

Gesamtgefüge entsteht, werden diese untersagt. Durch Pflanzungen oder z.B. auch 

Holzlamellen bestehen weiterhin genug Möglichkeiten, ungewollte Blicke fernzuhalten.  

 

§ 5 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig handelt gem. § 80 Abs. 3 NBauO, wer dieser örtlichen Bauvor-

schrift zuwiderhandelt. Ordnungswidrigkeiten können gem. § 80 Abs. 5 NBauO 

mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € geahndet werden. 

Nach § 80 Abs. 3 und Abs. 5 NBauO können für Verstöße gegen örtliche Bauvorschriften 

Bußgelder bis zu einer Höhe von 500.000 € bestimmt werden. Um die Wirkung und 

Durchsetzbarkeit dieser Gestaltungsvorschrift zu unterstützen, erscheint ein Bußgeld bis 

zu 50.000 € als angemessen. 

 

5.7  Sonstige Planzeichen 

Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen 

Innerhalb der Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Gemein-

schaftsanlagen sind zulässig: 

• Stellplätze, 

• Fahrradeinstellplätze. 

Stellplätze und Fahrradeinstellplätze sind so anzulegen, dass eine Versickerung 

von Regenwasser gewährleistet ist. Es sind sickerfähige Beläge, wie z. B. Pflas-

terbeläge, Schotterrasen oder wassergebundene Wegedecken zu wählen. 

Nicht notwendige Einstellplätze gem. § 47 NBauO sind zurückzubauen und die 

Flächen zu begrünen. Der Rückbau soll so erfolgen, dass eine Gliederung der 

Stellplätze (1 Baum je 4 Stellplätze) durch die Bepflanzung erfolgt. 

 

Zur Gewährleistung der städtebaulichen Ordnung und unter dem Gesichtspunkt der Ver-

kehrssicherheit wird die Fläche zur Anlage von Stellplätzen räumlich festgelegt. Ge-

schlossene Garagen sollen aus gestalterischen Gründen nicht errichtet werden. Außer-

dem sind im gekennzeichneten Bereich auch Fahrradeinstellplätze zulässig, hierbei han-

delt es sich um Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO. Die Fläche ist großzügig 

bemessen, um ggf. sich aufgrund der Nutzungsänderung ergebende Anforderungen (z.B. 

breitere Parkstände, mehr Flächen für Fahrräder, o.ä.) innerhalb dieser Fläche ausglei-

chen zu können.  
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Die Festsetzung der Einstellplätze in Queraufstellung entlang der Straße Rennacker wi-

derspricht der gesetzlichen Forderung von § 2 Garagen- und Stellplatzverordnung. Hier-

nach muss zwischen Straßengrenze und Stellplatz eine Zufahrtslänge von mindestens 3 

m vorhanden sein. Es handelt sich hierbei jedoch um bereits bestehende Stellplätze, die 

sonst nicht anders auf dem Grundstück angeordnet werden können. Die bestehenden 

Stellplätze haben grundsätzlich Bestandsschutz. Ein Abweichungsantrag über die Bau-

genehmigung für die Stellplätze muss nur gestellt werden, sofern ein Mehrbedarf ermittelt 

wird und die Stellplätze noch nicht vorhanden sind.  

Zum Zeitpunkt der Baugenehmigungen war folgende Anzahl der notwendigen Einstell-

plätze erforderlich: 

Nutzung Anzahl 

Sport- und Vereinsheim 21 

Schwerathletiksaal 4  

Zuschaueranteil 4 

 29 

Nachgewiesen wurden diese in 24 offenen Einstellplätzen entlang des Rennackers und 

5 Garagen. Die Garagen wurden für die vereinseigenen Transporter sowie die Lagerung 

von Außensportlerbedarf genehmigt.  

Mittlerweile ist ein Teil der festgesetzten Fläche für Stellplätze nicht mehr als solche nutz-

bar, sondern wurde in einen Schottergarten und breitere Zuwegungen zum Gebäude ge-

ändert. Realistisch sind noch 19 Einstellplätze vorhanden, ca. 1-2 sind für das Abstellen 

von Fahrrädern an einem Fahrradständer vorgesehen.  

Mit der Änderung des Bebauungsplanes sowie der zu beantragenden Nutzungsänderung 

in eine KiTa fällt auch der große Bedarf an notwendigen Stellplätzen weg.  

Nutzung Anzahl 

Kindertagesstätte 7 

Schwerathletiksaal 4  

Zuschaueranteil 4 

 15 

Für die KiTa ist 1 Estpl. je 10 Kinder erforderlich, mindestens jedoch 2. Da es sich in der 

aktuellen Planung um 3 Gruppen mit insgesamt max. 65 Kindern handelt, sind also ins-

gesamt 15 notwendige Einstellplätze nachzuweisen. In den Bring- und Holzeiten kann es 

jedoch zu einem erhöhten Verkehrsaufkommen kommen, welches über bereits vorhan-

dene öffentliche Parkplätze an der Breslauer Allee abgefangen werden kann.  

Als Beitrag zur Grundwasserneubildung und zur Minderung der tatsächlichen Bodenver-

siegelung setzt der Bebauungsplan fest, dass Stellplätze so anzulegen sind, dass eine 

Versickerung von Regenwasser gewährleistet ist. Hierzu müssen sickerfähige Beläge, 

wie z. B. Rasengittersteine, Schotterrasen o. a. eingebaut werden. Die Ableitung des auf 

den Grundstücken anfallenden Niederschlagswassers auf die öffentlichen Verkehrsflä-

chen ist grundsätzlich nicht zulässig. 
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5.8  Nachrichtliche Übernahmen  

Hochwasserschutz: 

Das Gebiet befindet sich in einem Risikogebiet nach § 78b WHG. Im Plangebiet 

ist die Neuerrichtung von Heizölverbraucheranlagen gemäß § 78c WHG verboten, 

wenn andere weniger wassergefährdende Energieträger zu wirtschaftlich vertret-

baren Kosten zur Verfügung stehen oder die Anlage nicht hochwassersicher er-

richtet werden kann. 

 

5.9  Hinweise  

Energetischer Gebäudestandard 

Bei Wohngebäuden, die im Plangebiet errichtet werden, ist das Erreichen des 

energetischen Gebäudemindeststandards KFW 55 des GEG (Gebäudeenergie-

gesetz) in der aktuellen Fassung vorgesehen und mit einem dem Energieeffi-

zienzhaus-Standard entsprechenden Nachweis zu belegen. 

Ausschluss von Kies- und Schottergärten 

Hinsichtlich der Gestaltung der nicht überbauten Flächen der Baugrundstücke 

gelten die Vorschriften des § 9 Abs. 1 und 2 NBauO. Damit sind Kies- und Schot-

terbeete nicht zulässig. 

Nutzungspflicht von Solarenergieanlagen auf Dächern 

Es gelten die Vorschriften des § 32a NBauO zur Ausstattung der Dachflächen mit 

Solarenergieanlagen zur Stromerzeugung.   

Beseitigung von Gehölzen 

Sofern Gehölze beseitigt werden müssen, sind diese im Zeitraum von Oktober bis 

Februar, (also außerhalb der Brutzeit) vorzunehmen.  

Artenschutz 

Lebensstätten von Fledermäusen im Dachraum des Bestandsgebäudes sind 

nicht auszuschließen. Sollten Sanierungen am Dach vorgenommen werden, ist 

dieses vorab auf Fledermausbesatz zu überprüfen. Ggf. sind Bauzeitenregelun-

gen und vorgezogene artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen (z.B. Anbrin-

gung Fledermauskästen) erforderlich. 

Denkmalschutz 

Werden bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bo-

denfunde (wie bspw.: Keramikscheiben, Steingeräte, Ton und Metallfunde, auf-

fallende Bodenverfärbungen) gefunden, sind diese gem. § 14 Denkmalschutzge-

setz Niedersachsen unverzüglich anzuzeigen. 

Die Anzeige ist an die Untere Denkmalschutzbehörde der Stadt Hameln (Rat-

hausplatz 1, 31785 Hameln. Tel 05151/202-1443) oder an die zuständige Kom-

munalarchäologie (Schaumburger Landschaft, Schloßplatz 5, 31675 Bückeburg, 

Tel. 05722/9566-15 / Email: archaeologie@SchaumburgerLandschaft.de) zu rich-

ten.  

Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf 

von vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren 
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Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde die Fortset-

zung der Arbeiten gestattet. 

Altlasten  

Ergeben sich bei Erdarbeiten auf dem Gelände Hinweise auf schädliche Boden-

veränderungen oder Kontaminationen, so ist die Untere Bodenschutzbehörde des 

Landkreises Hameln-Pyrmont unverzüglich zu informieren. 

Kampfmittel 

Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefun-

den werden, sind umgehend die zuständigen Polizeidienststellen, das Ordnungs-

amt der Stadt Hameln oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst des LGLN - Regi-

onaldirektion Hameln-Hannover - zu benachrichtigen. 

Arbeiten im Bereich von Kanälen 

Bei geplanten Baumpflanzungen im Bereich von vorhandenen oder geplanten 

Entsorgungsleitungen ist das Merkblatt DWA-M 162 „Bäume, unterirdische Lei-

tungen und Kanäle“ zu berücksichtigen. Dabei sollte als aktive Schutzmaßnahme 

ein Abstand vom Außendurchmesser der Leitung bis zur Stammachse der Bäume 

von ≥ 2,50 m eingehalten werden. Darüber hinaus können in Einzelfällen passive 

Schutzmaßnahmen, wie z.B. Einbau von Mantelrohren, Platten oder Folien erfor-

derlich werden.  

Baugrund 

Es wird eine Baugrunduntersuchung empfohlen. Für geotechnische Erkundungen 

gelten die einschlägigen DIN-Normen und ergänzenden Regelungen, Vorabinfor-

mationen können dem Internetkartenserver des LBEG entnommen werden.  

 

6.  AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG  

6.1  Auswirkungen auf ausgeübte Nutzungen  

Durch diese Änderung werden dem Verein neue Möglichkeiten geboten, die teilweise 

leerstehende Immobilie nach zu nutzen. Konkret ist die Planung einer KiTa, die seitens 

der Stadtverwaltung Hameln auch begrüßt wird. Die noch aktive Nutzung in dem restli-

chen Teil des Gebäudes (Nordteil) bleibt bestehen und ist durch diese Änderung auch 

nach wie vor noch möglich.  

Für die angrenzenden Nutzungen (neues Wohngebiet Ingrid-Friedheim-Straße) westlich 

der Straße Rennacker sind positive Auswirkungen zu erwarten. Die bisherige Gastrono-

mie-Nutzung sorgte gerade in den späten Abendstunden für erhöhte Lärmwerte, die 

durch u.a. Autotüren-Knallen entstanden sind. Die KiTa ist faktisch in Wohngebieten pri-

vilegiert, und erzeugt nur tagsüber Lärmemissionen, sodass das Neubaugebiet davon 

profitiert. Ebenso kann der Bedarf an ortsnahen KiTa-Plätzen gesichert werden.  
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6.2  Verkehr  

Durch die vorhandene Straße Rennacker ist das Bestandsgebäude bereits an das über-

geordnete Straßennetz angebunden. Stellplätze stehen in ausreichender Anzahl zur Ver-

fügung. Bei einem zeitlich befristeten Engpass (Bring- und Holzeit) können die öffentli-

chen Parkplätze an der Breslauer Allee zusätzlich in Anspruch genommen werden.  

6.3  Natur, Landschaft, Umwelt  

In der nachfolgenden Tabelle werden die mit dieser Planung verbundenen wesentlichen 

Auswirkungen auf die Schutzgüter Mensch und menschliche Gesundheit, Pflanzen, Tiere 

und biologische Vielfalt, Fläche, Naturraum und Landschaft, Wasser / Gewässer, Luft / 

Klima, Kultur- und Sachgüter sowie die Wechselwirkungen dargestellt. Als Wechselwir-

kungen werden verstanden: Erhebliche Auswirkungsverlagerungen und Sekundärwir-

kungen zwischen verschiedenen Umweltmedien und auch innerhalb dieser, die sich ge-

genseitig in ihrer Wirkung addieren, verstärken, potenzieren, aber auch vermindern bzw. 

sogar aufheben können. (Umweltbundesamt 2001) 

Schutzgut Umweltzustand nach Durchführung der Planung 

Mensch und 
menschliche 
Gesundheit 

Während des Umbaus zu einer KiTa kann es zeitweise zu Baulärm 
kommen, der jedoch auf die Tageszeit beschränkt ist.  

Der Ziel- und Quellverkehr, der durch die KiTa generiert wird, wird als 
vertretbar gesehen. Es kann zeitweise zu erhöhtem Verkehrsaufkom-
men kommen, welcher durch die vorhandenen Straßen aufgenom-
men werden kann. Eine Überlastung entsteht nicht.  

Durch die Aufgabe der Gastronomie verbessert sich für das angren-
zende Wohngebiet der Lärmpegel zur Nachtzeit (ab 22 Uhr).  

Für den Bezirk West verbessert sich die Sozialinfrastruktur. 

Pflanzen, 
Tiere und bio-
logische Viel-
falt 

Bei Bauvorhaben ist nicht immer vollständig auszuschließen, dass 
kleinräumig und temporär geschützte Tierarten auftreten können. Alle 
europäischen Vogelarten gelten gemäß Gesetz als besonders ge-
schützt. Bei der konkreten Bauausführung können unzulässige Ein-
griffe in den Artenbestand von Vögeln, als auch auf den von Fleder-
mäusen vermieden werden. 

Die Vorgaben des Artenschutzes (insbesondere § 44 BNatSchG) gel-
ten unabhängig vom Bebauungsplan und unabhängig von Baugeneh-
migungen. Im Zuge der Baumaßnahmen, insbesondere bei Abrissar-
beiten, Gehölzfällungen, Gehölzrodungen, Bodenabtrag oder sonsti-
gen Arbeiten der Baufeldfreimachung ist durch geeignete Maßnah-
men sicherzustellen, dass es zu keinen artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbeständen kommt (§ 39 und § 44 Bundesnaturschutzgesetz, z. 
B. Tötung von Vögeln, Zerstörung von Gelegen, erhebliche Beein-
trächtigung oder Störung geschützter wildlebender Tier- und Pflan-
zenarten). Im Bebauungsplan ist ein entsprechender Hinweis aufge-
nommen. Die Planung ist mit den Anforderungen des speziellen Ar-
tenschutzes vereinbar.  

Für die Flora und Fauna werden keine Nachteile erwartet. Die vor-
handenen Gehölzstrukturen sollen, sofern möglich, weitestgehend er-
halten bleiben und ggf. ergänzt werden. Ein entsprechender Hinweis 
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auf die Gehölzbeseitigung außerhalb der Vogelbrutzeit ist im Bebau-
ungsplan aufgenommen worden, um mögliche Konflikte zu vermei-
den. Die Baumbestände im Süden des Plangebietes (Pflanzstreifen 
auf dem öffentlichen Parkplatz) bleiben unberührt. 

Außerdem gibt es entsprechende Festsetzungen zu u.a. vogelfreund-
lichem Fensterglas, Nisthilfen und Beleuchtung.  

Fläche Die Möglichkeit zur Erweiterung des Bestandsgebäudes wird mithilfe 
einer festgesetzten Grundflächenzahl begrenzt.  

Die nicht überbaubaren Flächen werden als Außenspielbereiche für 
die Kinder entsprechend angelegt.  

Das Regenwasser soll möglichst versickern können.  

Naturraum 
und Land-
schaft 

Das Plangebiet befindet sich in einem bestehenden Siedlungsgefüge 
am Stadtrand im Bezirk West. Aufgrund der getroffenen Festsetzun-
gen ergeben sich keine negativen Auswirkungen auf Belange des 
Ortsbildes.  

Das Landschaftsschutzgebiet LSG-HM-S 8 „Hamelner Stadtforsten“ 
beginnt rd. 500 m südwestlich vom Plangebiet, demgemäß sind keine 
Auswirkungen gegeben. Aufgrund der Lage im Innenbereich werden 
sowohl naturräumliche als auch landschaftliche Aspekte nicht be-
rührt. Eine Verschlechterung der bestehenden Situation ist nicht zu 
erwarten. 

Boden Das Gebiet wird als Fläche für den Gemeinbedarf festgesetzt. Das 
Plangebiet ist rd. 4.000 m² groß. Unter Berücksichtigung der GRZ von 
0,4 und der Überschreitungsregel um 50 % durch Nebenanlagen, wie 
bspw. Stellplätze mit ihren Zufahrten, können somit rd. 2.400 m² des 
Grundstücks überbaut werden. Die GRZ von 0,4 bietet somit in einem 
städtebaulich vertretbaren Maß die Möglichkeit für zukünftige Erwei-
terungen am Gebäude hinsichtlich der Nutzung als Kindertagesstätte 
und Vereinsnutzungen. 

Die natürlichen Bodenverhältnisse sind in weiten Teilen bereits durch 
die bestehenden Versiegelungen überprägt. Um die negativen Aus-
wirkungen auf das Schutzgut Boden zu minimieren, sollen die ein-
schlägigen DIN-Normen (v.a. DIN 19639 Bodenschutz bei Planung 
und Durchführung von Bauvorhaben, DIN 18300 Erdarbeiten, DIN 
18915 Vegetationstechnik im Landschaftsbau -Bodenarbeiten, DIN 
19731 Verwertung von Bodenmaterial) aktiv Anwendung finden. Die 
Veränderungen auf die Schutzgüter Fläche und Boden sind als nicht 
erheblich einzustufen. 

Wasser / Ge-
wässer 

Das anfallende Wasser soll im Änderungsbereich möglichst versickert 
werden.  

Der Änderungsbereich befindet sich in einem Hochwasser-Risikoge-
biet. Daher wurden Festsetzungen (Mindesthöhe des Erdgeschoss-
fußbodens) getroffen, die das Gebäude, bzw. potenzielle Erweiterun-
gen vor Überflutung schützen sollen.  

Luft / Klima Die aktuelle Planung sieht derzeit keine Erweiterung des Gebäudes 
vor. Neuversiegelungen sind nur in gewissem Maße (im Rahmen der 
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Einfügekriterien nach § 34 BauGB) möglich. Die weiteren Flächen sol-
len Außenspielbereiche werden, oder so bleiben, wie sie sind. Die 
bestehenden Bäume sollen ebenfalls erhalten bleiben, sodass sie 
den Kindern Schatten spenden und weiterhin positiv zum Klima bei-
tragen können.  

Heizölerbraucheranlagen sind aufgrund der Lage im Hochwasser-Ri-
sikogebiet ausgeschlossen.  

Bei Erneuerung der Dachhaut oder Erweiterung des Gebäudebestan-
des sind die Dachflächen zu begrünen.  

Die zu erwartenden kleinklimatischen Veränderungen durch die Pla-
nung sind als sehr gering einzustufen, sodass keine erheblichen Be-
einträchtigungen der Schutzgüter entstehen. 

Kultur- und 
Sachgüter 

Die Belange des Denkmalschutzes werden von der Planung nicht be-
rührt. Ein allgemeiner Hinweis auf die Meldepflicht bei archäologi-
schen Bodenfunden ist in den Plan aufgenommen. 

Weitere Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter sind nicht 
bekannt. 

Wechselwir-
kungen 

Aktuell ist keine Erweiterung des Gebäudebestandes geplant. Durch 
den Umbau in einen Außenspielbereich und bei möglicher Gebäu-
deerweiterung, erfolgen Bodenversiegelungen, die Auswirkungen auf 
die Schutzgüter Boden, Wasser, Pflanzen und Tiere haben.  

Die Maßnahmen zur Förderung der Biodiversität fördern jedoch das 
Plangebiet als Habitat für die im Siedlungsraum vorkommenden Ar-
ten. 

 

Eingriffsbilanzierung 

Im Rahmen des Verfahrens nach §13a BauGB ist eine Eingriffsbilanzierung nicht erfor-

derlich und der damit verbundene Ausgleich des Eingriffs formal nicht notwendig. Im Be-

bauungsplan sind dennoch Festsetzungen, wie bspw. Dachbegrünung, Erhalt von Bäu-

men sowie Maßnahmen zur Bodenversiegelung und zur Begrenzung des Regenabflus-

ses getroffen um die Auswirkungen auf den Eingriff in die Natur und Landschaft zu mini-

mieren. 

 

6.4  Archäologische Denkmalpflege 

Konkrete archäologische Kulturdenkmale sind nach derzeitigem Kenntnisstand innerhalb 

des Plangebietes nicht bekannt. Das Auftreten archäologischer Bodenfunde ist allerdings 

aufgrund der bislang fehlenden systematischen Erhebung nicht auszuschließen. Aus die-

sem Grund wird darauf hingewiesen, dass ur- und frühgeschichtliche Bodenfunde wie 

etwa Keramikscherben, Steingeräte oder Schlacken sowie Holzkohleansammlungen, 

Bodenverfärbungen oder Steinkonzentrationen, die bei den geplanten Bau- und Erdar-

beiten gemacht werden, gem. § 14 Abs. 1 des NDSchG auch in geringer Menge melde-

pflichtig sind. Sie müssen der zuständigen Kommunalarchäologie (Tel. 05722/9566-15 

oder E-Mail: archaeologie@schaumburgerlandschaft.de) und der Unteren Denkmal-

schutzbehörde der Stadt unverzüglich gemeldet werden. Bodenfunde und Fundstellen 

sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige 
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unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denk-

malschutzbehörde die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Ein entsprechender Hinweis 

wurde im Bebauungsplan aufgenommen. 

 

6.5  Altlasten und Kampfmittel  

Altlasten 

Es gibt aktuell keine Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen oder Vorbelastun-

gen. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen, 

so ist die Untere Bodenschutzbehörde des Landkreis Hameln-Pyrmont umgehend zu in-

formieren und ggf. weitere Maßnahmen abzustimmen. Ein entsprechender Hinweis ist im 

Bebauungsplan aufgenommen. 

 

Kampfmittel 

Für das benachbarte Wohnbaugebiet Am Rennacker wurde im April 2019 durch die Firma 

TauberDeDeComp GmbH eine Kampfmittelvorerkundung durchgeführt. Es umfasste das 

damalige BPlan-Gebiet sowie jeweils 50 m umliegende Bereiche (Pufferzone) In diesen 

50 m Bereich fällt der Geltungsbereich dieser Änderung, sodass auf das Gutachten von 

2019 zurückgegriffen werden kann. Es wird keine Kampfmittelbelastung vermutet. Die 

Luftbilder können nur auf Schäden durch Abwurfkampfmittel überprüft werden. Generell 

kann nicht ausgeschlossen werden, dass im Gebiet bspw. Kriegsblindgänger vorgefun-

den werden können. Bei Bau- und Erdarbeiten ist hierauf zu achten. Sollten Kampfmittel 

gefunden werden, sind umgehend die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt 

der Stadt Hameln oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst des Landes Niedersachsens 

bei der RD Hameln-Hannover des LGLN zu benachrichtigen. Ein entsprechender Hin-

weis ist im Bebauungsplan aufgenommen. 

 

6.6  Bodenordnende Maßnahmen  

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich.  

 

6.7  Kosten und Finanzierung  

Durch die Umsetzung des Bebauungsplanes entstehen der Stadt Hameln keine Kosten. 

Der TC Hameln wird die Umbaumaßnahmen selbst durchführen und einen Betreiber der 

KiTa suchen.  

 

6.8  Vertragliche Regelungen 

Für die Flächen existiert aktuell ein Erbbaurechtsvertrag zum Beitrieb eines Vereinshei-

mes. Für den Betrieb einer KiTa ist ein Nachtragsvertrag aufzustellen, in dem die Nut-

zungsverpflichtung von Vereinsheim zu KiTa geändert wird. Daraus entstehen jedoch 

keine Auswirkungen auf diese Bebauungsplanänderung.  
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7.  STÄDTEBAULICHE DATEN 
Flächennutzung Fläche in m² Fläche in ha Flächenanteil in % 

Fläche für den Gemein-
bedarf 

3.870 0,39 97 

Öffentliche Grünfläche 138 0,01 3 

Geltungsbereich 4.008 0,4 100 

 

8.  RECHTSGRUNDLAGEN 
Für den vorliegenden Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften sind die folgenden 

Rechtsgrundlagen maßgeblich: 

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 

2017 (BGBl. I S. 3634, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. 

Oktober 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 257), 

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverord-

nung – BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 

(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 

(BGBl. 2023 I Nr. 176), 

• Planzeichenverordnung (PlanzVO) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 58), zu-

letzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I 

Nr. 189), 

• Niedersächsische Bauordnung (NBauO) i. d. F. vom 3. April 2012 (Nds. GVBI. 

2012, 46), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Juni 2025 

(Nds. GVBl. 2025 Nr. 52), 

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz- 

BNatSchG) in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. l S. 2542), das zuletzt durch 

Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323), 

• Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt ge-

ändert Artikel 2 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189), 

• Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) i. d. F. vom 17. De-

zember 2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 29. Januar 2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 3), 

• Niedersächsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG) verkündet als Artikel 1 des 

Gesetzes zur Neuordnung des Naturschutzgesetzes vom 19. Februar 2010 (Nds. 

GVBl. S. 104), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. Januar 2025 

(Nds. GVBl. 2025 Nr. 5),  

• Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz (NDSchG) vom 30. Mai 1978 (Nds. 

GVBl. S. 517), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Dezem-

ber 2023 (Nds. GVBl. S. 289). 

Technische Regelwerke, auf die in den Festsetzungen Bezug genommen wird, können 

bei der Stadt Hameln während der Öffnungszeiten eingesehen werden. 
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9.  VERFAHREN  
Aufstellungsbeschluss  

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Hameln hat in seiner Sitzung am 05.06.2024 den 

Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 500 „Breslauer Allee", Änderung 3 

gefasst. Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB im Amtsblatt Nr. 

06F/2024 vom 14.06.2024 bekannt gemacht. Auf die Bekanntmachung wurde am 

15.06.2024 in der DEWEZET hingewiesen.   
 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB  

Das städtebauliche Konzept für das Plangebiet, der Vorentwurf des Bebauungsplans mit 

Stand Juni 2025 sowie textliche Erläuterungen dazu konnten in der Zeit vom 25.06.2025 

bis einschließlich 16.07.2025 im Rathaus eingesehen werden. Der Termin wurde in der 

DEWEZET am 24.06.2025 angekündigt. 

Anregungen sind nicht geäußert worden.  

Überarbeitung des Vorentwurfs  

Die Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligungsverfahren wurden in die weitere Abwägung 

einbezogen. Der Vorentwurf des Bebauungsplans wurde überarbeitet und in den folgen-

den Punkten geändert:  

• Konkretisierung der Festsetzung zu Aufschüttungen (Nr. 3 der Textlichen Fest-

setzungen) 

• Ergänzung Stellplatzgliederung (Nr. 5 der Textlichen Festsetzungen) 

• Änderung der Festsetzung zur Regenwasserversickerung (Nr. 12 der Textlichen 

Festsetzungen) 

• Ergänzung der Hinweise zu Arbeiten im Bereich von Kanälen und zum Bau-

grund 

• Ergänzungen der entsprechenden Kapitel in der Begründung 
 

Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  

Der Entwurf des Bebauungsplans mit Stand Juli 2025 hat in der Zeit vom 22.09.2025 bis 

zum 30.10.2025 öffentlich ausgelegen. Ort und Dauer der Auslegung sowie die Änderung 

des Geltungsbereichs wurden durch Veröffentlichung im Amtsblatt Nr. 9E/2025 vom 

12.09.2025 bekannt gemacht. Bis zum 30.10.2025 ging eine Stellungnahme mit Anre-

gungen zum ausgelegten Bebauungsplanentwurf bei der Stadtverwaltung ein.  

Es wurden Anmerkungen zu folgenden Punkten gegeben: 

• Zur Verpflichtung der Fassadenbegrünung beim Bestandsgebäude mit vielen 

Fensterflächen, außerdem die aufgeführten giftigen Pflanzen, 

• zur Verpflichtung, nicht notwendige Einstellplätze zurückzubauen und zu begrü-

nen, 

• zur nicht nutzungsgerechten Verpflichtung zu ökologischen Maßnahmen, 

• zur Versickerung und Rückhaltung von Regenwasser 

• zur Verpflichtung, bei Sanierung der Dachhaut zusätzlich zur Solaranlagenpflicht 

extensiv begrünte Dächer auszuführen. 
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Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB  

Die Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte gemäß § 4a Abs. 2 BauGB 

zeitgleich mit der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB im Zeitraum vom 

22.09.2025 bis 30.10.2025. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, de-

ren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, wurden mit Schreiben vom 

22.09.2025 von der Planung unterrichtet und zur Stellungnahme zum Entwurf des Be-

bauungsplans mit Stand Juli 2025 aufgefordert. Bis zum 30.10.2025 gingen 14 Stellung-

nahmen, davon drei mit Anregungen bei der Stadtverwaltung ein.  

Es wurden Anmerkungen zu folgenden Punkten gegeben: 

• zum Erfordernis einer Luftbildauswertung auf Kampfmittel (Kampfmittelbeseiti-

gungsdienst) 

• zur Sicherstellung des Löschwasserbedarfs (Brandschutzbeauftragte des Land-

kreises Hameln-Pyrmont) 

• Hinweise zum Baugrund, Salzabbaugerechtigkeiten und Erdölaltverträgen sowie 

die Beteiligung des LBEG, sofern Ausgleichs- und Kompensationsflächen aus-

gewiesen werden müssen. (Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie) 

 

Überarbeitung des Bebauungsplanentwurfs  

Die im Rahmen der öffentlichen Auslegung vorgebrachte Anregung sowie die Stellung-

nahmen der Träger öffentlicher Belange wurden geprüft und in die weitere Abwägung 

einbezogen. In der Folge wurde der Entwurf des Bebauungsplans in folgendem Punkt 

geändert:  

• Begrenzung des Erfordernisses der Fassadenbegrünung auf neu- oder ange-

baute Hauptbaukörper → Nr. 4 der Textlichen Festsetzungen 

• Änderung des Wortlautes „nicht erforderliche Stellplätze“ in „nicht notwendige 

Einstellplätze gem. § 47 NBauO“ → Nr. 5 der Textlichen Festsetzungen 

• Aktualisierung der Rechtsgrundlagen 

• Anpassung der entsprechenden Kapitel in der Begründung 

Es handelt sich um Klarstellungen, die Grundzüge der Planung werden dadurch nicht 

berührt. Eine erneute Beteiligung und Veröffentlichung im Internet ist nicht erforderlich.  

 

Abwägungs- und Satzungsbeschluss 

Die im Rahmen der öffentlichen Auslegungen vorgetragenen Anregungen sowie die Stel-

lungnahmen der beteiligten Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden vom Rat 

der Stadt Hameln in öffentlicher Sitzung am 11.03.2026 behandelt. In der gleichen Sit-

zung wurde der Bebauungsplan inklusive Begründung in der Fassung vom 16.01.2026 

als Satzung beschlossen.  

 

Hameln, den 07.05.2026  
 

             gez. C. Griese 
L.S.  ……………………………………. 

Oberbürgermeister 


